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EDITORIAL/112: Konspiration mit dem Wind (SB)





Wochendruckausgabe 112 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
17.11.2018
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Konspiration mit dem Wind

1 Es war aber ein Mensch unter den Pharisäern mit Namen Nikodemus,
ein Oberster unter den Juden.

2 Der kam zu Jesus bei der Nacht und sprach zu ihm: Meister, wir
wissen, daß du bist ein Lehrer von Gott gekommen; denn niemand kann
die Zeichen tun, die du tust, es sei denn, Gott mit ihm.

3 Jesus antwortete und sprach zu ihm: Wahrlich, wahrlich, ich sage
dir: Es sei denn, daß jemand von neuem geboren werde, so kann er das
Reich Gottes nicht sehen.

4 Nikodemus spricht zu ihm: Wie kann ein Mensch geboren werden,
wenn er alt ist? Kann er auch wiederum in seiner Mutter Leib gehen und
geboren werden?

5 Jesus antwortete: Wahrlich, wahrlich, ich sage dir: Es sei denn,
daß jemand geboren werde aus Wasser und Geist, so kann er nicht in das
Reich Gottes kommen.

6 Was von Fleisch geboren wird, das ist Fleisch, und was vom Geist
geboren wird, das ist Geist.

7 Laß dich 's nicht wundern, daß ich dir gesagt habe: Ihr müsset
von neuem geboren werden.

8 Der Wind bläst, wo er will, und du hörst sein Sausen wohl, aber
du weißt nicht, woher er kommt und wohin er fährt. So ist ein
jeglicher, der aus dem Geist geboren ist.

9 Nikodemus antwortete und sprach zu ihm: Wie kann solches zugehen?
10 Jesus antwortete und sprach zu ihm: "Bist du ein Meister in Israel
und weißt das nicht?

11 Wahrlich, wahrlich, ich sage dir: Wir reden, was wir wissen, und
bezeugen, was wir gesehen haben; ihr aber nehmt unser Zeugnis nicht
an.

12 Glaubt ihr nicht, wenn ich zu euch von irdischen Dingen sage,
wie werdet ihr glauben, wenn ich zu euch von himmlischen Dingen
sage?

13 Und niemand fährt gen Himmel, denn der vom Himmel niedergekommen
ist, nämlich des Menschen Sohn.

(Neues Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 3, Vers 1-13, Jesus
und Nikodemus)



Er kam heimlich, und er kam in der Nacht, ließ ihm doch sein Auftrag
keine andere Wahl. "Wir wissen", sprach er den Unruhestifter an, "du
kämpfst für die gleiche Sache wie wir, wie sonst solltest du so
einflußreich und beliebt bei den Menschen sein?"

Der Angesprochene wußte nur zu gut, daß es um den Widerstand gegen die
römische Besatzung ging, und entgegnete ohne Umschweife: "Solange ihr
noch an überkommenen Ansprüchen und Vorstellungen festhaltet und in
der Hauptsache an die eigene Herrschaft denkt, werdet ihr nie die
Freiheit von euren Feinden und Euresgleichen erringen."

Darauf meinte der heimlich Gesandte: "Wie die Freiheit denn gebrauchen
ohne Recht und Gesetz, ohne Besitzstand und Arbeit? Wie sollten wir
sie schützen, wenn nicht durch eine starke Ordnung, auf daß sie uns
nicht genommen werde?"

Der Nazarener aber sagte und sprach:

"Nur diejenigen, die in Bewegung bleiben, weil sie nicht durch Besitz
und Beteiligung gefesselt sind, werden für diese Freiheit auch
geboren. Sie sind wie das Wasser, das, durch nichts zu entzweien,
überall hingelangt, und ihre Macht ist wie der Wind, der durch nichts
zu halten, zu brechen, vorherzusagen oder einzufangen ist. Die
Wahrheit ist, daß du und die Deinen eine solche Freiheit ebenso
fürchten wie der Feind, der unser Land besetzt hält.

Von mir könnt ihr auch nicht mehr erfahren als das, was ihr längst
bemerkt habt. Der Geist der Freiheit ist wie der Wind, ihr hört sein
Sausen wohl und allerorten, aber ihr werdet ihn nicht packen können,
weder durch ein heimliches Bündnis noch, indem ihr mich tötet.

Es liegt in der Natur dieses Geistes, daß er vom Reichtum weder
bestochen noch beeindruckt werden kann. Ihr hört ihn wohl kommen und
greift nach seinem Echo, aber ihr könnt ihn oder die Seinen nicht
treffen, weil ihr seine Heimat nicht kennt und seine Freiheit nicht
versteht. Ihr wißt nicht, wo er herkommt, und ihr seid außerstande zu
sagen, wann er euch trifft. Niemand kann für die ganze Freiheit
kämpfen oder für sie einstehen, es sei denn, er hat sie bereits
erreicht.

Ausschließlich der in Freiheit geborene Mensch hält sie für andere
bereit und nur diejenigen, die aus der Heimatlosigkeit des Wassers und
dem Geist der Land- und Besitzlosen ihre Aufmerksamkeit auf das
Schicksal der Menschen richten, können diese Sicherheit und Klarheit
in ihren Taten erreichen. Denn wahrhaftig, ich sage dir, die von
Vorteilsstreben, Vergleichen, Besitzständen und Berechenbarkeit
geborenen Ideen und Wünsche können nur geteilte, kalkulierte und zu
Unterschieden geordnete Ideen und Verhältnisse gebären. Allein der
Geist der Heimat- und Besitzlosen könnte die Freiheit von allen
Vorteilen und Nachteilen und von allen Herrschaftsordnungen und
Unterwerfungen gebären."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 13)
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KOHLEALARM/521: Klimakampf und Kohlefront - Mehrheit gegen Kohlekraft ... (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 16. November 2018

Mehrheit der Deutschen fordert:

Kohlekraftwerke abschalten und am Klimaziel 2020 festhalten



Berlin/Verden, 16. November 2018. Die Bundesregierung soll in den nächsten
zwei Jahren ausreichend Kohlekraftwerke abschalten, um das Klimaziel für
2020 noch zu erreichen. Das fordern einer von Campact beauftragten
Emnid-Umfrage zufolge 74 Prozent der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland.

Die Kohle-Kommission der Bundesregierung berät heute, wie viele
Kohlekraftwerke kurzfristig abgeschaltet werden sollen. Dazu sagt Gerald
Neubauer von Campact: "Die Menschen in Deutschland stehen zum Klimaziel für
2020. Die Kohle-Kommission muss jetzt einen mutigen Abschaltplan vorlegen.
Dann können wir das Ziel noch schaffen." Um das das Klimaziel sicher zu
erreichen, muss bis 2020 die Hälfte der Kohlekraftwerke abgeschaltet werden
(20 Gigawatt). Das haben mehr als 50 Umweltverbände, kirchliche
Institutionen und Entwicklungsorganisationen mit dem Sofortprogramm
Klimaschutz 2018-2020 gefordert.

Für eine große Mehrheit der Befragten ist die Hitze und Dürre im
vergangenen Sommer ein wichtiger Grund für mehr Ehrgeiz zum Schutz des
Klimas. 84 Prozent finden, dass die Bundesregierung nach dem Hitzesommer
mehr für den Klimaschutz tun solle. "Der Klimawandel trifft auch
Deutschland, das hat uns dieser Hitzesommer eindrucksvoll gezeigt. Wenn die
Kohle-Kommission das Klimaziel jetzt aufgibt, stellt sie sich gegen drei
Viertel der Bevölkerung", sagt Gerald Neubauer weiter.

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, die Kohlendioxid-Emissionen
bis 2020 um 40 Prozent zu reduzieren (gegenüber 1990). Doch seit 2009 sind
die Emissionen nicht mehr gesunken. Die Bundesregierung hat das Klimaziel
daher bereits aufgegeben. Sie will nur noch die Lücke zur Zielerreichung
möglichst klein halten. Die Kohle-Kommission mit dem offiziellen Titel
"Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" soll Vorschläge für die
Bundesregierung zum Ausstieg aus der klimaschädlichen Kohlenutzung machen.



Campact ruft zur Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!" am 1.
Dezember in Köln und Berlin auf. Getragen von einem breiten Bündnis Umwelt-
und zivilgesellschaftlicher Organisationen werden um 12 Uhr viele Tausend
Menschen in Köln von der Deutzer Werft zum Dom und in Berlin vom Kanzleramt
zur Friedrichstraße ziehen.

Mehr Infos:

www.klima-kohle-demo.de


Die Emnid-Ergebnisse sind zu finden unter:

https://blog.campact.de/wp-content/uploads/2018/11/Emnid-Umfrage-Klimaziel-2020.pdf

Das Sofort-Programm Klimaschutz 2018-2020 findet sich hier:

https://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Klimaschutz-Sofortprogramm.pdf

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 16. November 2018 
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KOHLEALARM/520: Klimakampf und Kohlefront - Rückwärtsgang ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 15. November 2018

Kohlekommission muss beim Klimaschutz jetzt schnell nachlegen



Aktuellen Medienberichten zufolge diskutiert die Kohlekommission, dass vor
2020 keine Kohlekraftwerke abgeschaltet und bis 2022 nur einvernehmlich
Stilllegungen durchgeführt werden sollen. Dazu erklärt Stefanie Langkamp,
Leiterin Kohlepolitik der Klima-Allianz Deutschland:

"Die Abschaltung von Kohlekraftwerken komplett auf die Zeit nach 2020 zu
verschieben und danach auf einvernehmliche Stilllegungen zu setzen, ist der
falsche Weg zur Erfüllung der Klimaschutzziele und erschwert auch die
Zielerreichung 2030. Eine derartige Fortsetzung des Stillstands beim
Klimaschutz ist das falsche Signal auch an die Weltklimakonferenz in
Katowice.

Die Zeit drängt. Weltweit schauen die Länder darauf, wie Deutschland beim
Kohleausstieg entscheidet und ob wir unsere Versprechen einhalten. Nur mit
einer Stilllegung von Kohlekraftwerken kann Deutschland das Klimaschutzziel
2020 noch erreichen. Die dreckigste und älteste Hälfte der Kohlekraftwerke
muss deshalb kurzfristig und sozialverträglich vom Netz genommen werden.

Je länger jetzt der Beginn des Strukturwandels hinausgezögert wird, umso
größer wird die Gefahr, dass die Klimaziele nicht erreicht werden und umso
schwieriger wird der Strukturwandel zu gestalten sein. Niemand darf
zurückgelassen werden. Das gilt auch für die Menschen, die heute noch von
Zwangsumsiedlung bedroht sind. Wichtig ist daher, die
Kraftwerksabschaltungen so zu gestalten, dass der Hambacher Wald und die
von der Abbaggerung bedrohten Dörfer gerettet werden. Die letzten Wochen
haben klar gezeigt, dass die Zerstörung von Wald und Dörfern für die
Menschen in Zeiten der Energiewende nicht länger hinnehmbar ist."

Hintergrund:

Aktuell verhandelt die Kommission über die Stilllegung von Kraftwerken zur
Erreichung des Klimaziels 2020 und den Pfad eines Kohleausstiegs. Am 28.
November will sie einen Zwischenbericht beschließen, den
Bundesumweltministerin Svenja Schulze mit zur Weltklimakonferenz nach
Kattowitz nehmen kann. Im Einsetzungsbeschluss der Kohlekommission heißt
es dazu: "Ihre Empfehlungen für Maßnahmen zum Beitrag der
Energiewirtschaft, um die Lücke zur Erreichung des 40 
Prozent-Reduktionsziels bis 2020 so weit wie möglich zu verringern, legt die
Kommission WSB rechtzeitig vor der 24. UN-Klimakonferenz (COP24), die vom
3. bis 14. Dezember stattfindet, schriftlich vor." Der Zwischenbericht zum
Strukturwandel wurde Ende Oktober einstimmig angenommen und ist inzwischen
öffentlich.

Die Klima-Allianz Deutschland ruft am 1. Dezember zur Demonstration "Kohle
stoppen - Klimaschutz jetzt!" in Köln und Berlin auf. Getragen von einem
breiten Bündnis Umwelt- und zivilgesellschaftlicher Organisationen werden
um 12 Uhr viele Tausend Menschen in Köln von der Deutzer Werft zum Dom und
in Berlin vom Kanzleramt zur Friedrichstraße ziehen.

Mehr Infos:

www.klima-kohle-demo.de


Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 123 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Jugend,
Verbraucherschutz, Gesundheit und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/519: Klimakampf und Kohlefront - Demo gegen Filz ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 15. November 2018

Ende Gelände besetzt Lobby-Geschäftsstelle BDEW in Berlin +++
Kohlekommission darf keine dreckigen Deals machen +++ Klimagerechtigkeit
ist nicht verhandelbar



Berlin, 15.11.2018. Aktivist*innen von Ende Gelände besetzen seit 9:30 Uhr
die Hauptgeschäftsstelle des Bundesverbands der Energie- und
Wasserwirtschaft (BDEW) in der Reinhardtstraße 32 in Berlin-Mitte. Sie
protestieren gegen die enge Verbindung von Politik und Wirtschaft in der
Kohlekommission und fordern einen grundlegenden Systemwandel hin zu einem
Wirtschaftssystem, das nachhaltig und wirklich demokratisch ist.

Ende-Gelände-Sprecherin Lara Eckstein kritisiert, dass der BDEW durch seine
Lobby-Arbeit den dringend notwendigen Kohleausstieg verzögere. "Es ist
absurd, dass die Politik dreckige Deals macht mit denjenigen, die das
Problem der Klimazerstörung verursachen. Wir müssen uns entscheiden, was
wir wollen: Einen lebenswerten Planeten oder ein Wirtschaftssystem, das auf
Ausbeutung und Zerstörung basiert. Nur eines von beidem können wir retten."

Der BDEW vertritt die Interessen der vier großen Energiekonzerne RWE,
Vattenfall, E.ON und EnBW und hat in der Vergangenheit unter anderem für
die Kürzung der Ökostrom-Vergütung und für Kohle-Subventionen lobbyiert.
BDEW-Geschäftsführer Stefan Kapferer war früher Staatssekretär des
Wirtschaftsministeriums. Für den BDEW sitzt er jetzt mit am
Verhandlungstisch der Kohlekommission, die bis Ende des Jahres einen
Fahrplan für den Kohleausstieg erstellen soll.

"Klimagerechtigkeit ist nicht verhandelbar. Nach einem Hitzesommer droht in
Berlin jetzt Wassermangel. In anderen Teilen der Welt verlieren Menschen
durch Waldbrände und Überschwemmungen ihr Zuhause. Wir können nicht
zulassen, dass Kohle-Lobbyisten in der Kohlekommission sitzen und dort
unsere Zukunft für die Profite von Konzernen opfern", so Lara Eckstein.

Der Weltklimarat IPCC hat in seinem Zwischenbericht deutlich gemacht, dass
es nur durch weitreichende und beispiellose Veränderungen in sämtlichen
Bereichen der Gesellschaft gelingen kann, die globale Erwärmung auf 1,5
Grad zu begrenzen.

Ende Gelände fordert mit Massenaktionen zivilen Ungehorsams den sofortigen
Kohleausstieg und Klimagerechtigkeit weltweit. Ende Oktober haben 6500
Aktivist*innen die Kohle-Infrastruktur am Tagebau Hambach im Rheinland
blockiert.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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MUMIA/920: Hetze und Angstmache (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 931

Hetze und Angstmache

Trump wettert gegen Migranten aus Zentralamerika.

Doch wer sind die wirklichen »Invasoren«?

Von Mumia Abu-Jamal, November 2018



Wer vor den jüngsten Zwischenwahlen in den USA auf die veröffentlichten
Umfrageergebnisse vertraute, musste annehmen, dass es am 6. November zu
einem »politischen Erdbeben« kommen würde. In den Medien erzählten die
Reporter geradezu atemlos ihre Geschichten über die zu erwartende »blaue
Welle« der Siege von Kandidatinnen und Kandidaten der Demokratischen
Partei. Deren politische Symbolfarbe Blau steht traditionell im Gegensatz
zum Rot der Republikanischen Partei. Für die Medienmacher schien die Welle
des Übergangs der Mehrheit der republikanischen Mandate von Senat und
Repräsentantenhaus zu ihren Gegnern der Demokratischen Partei so gut wie
sicher.

Wer sich diese optimistische Vorausschau auf den Ausgang der Zwischenwahlen
leichtfertig zu eigen machte, hätte nur noch einmal genau auf die
Präsidentschaftswahlen von 2016 zurückblicken müssen, um eines besseren
belehrt zu werden. Denn die damals wie selbstverständlich auf einen Sieg
der demokratischen Kandidatin Hillary Clinton hinweisenden Prognosen
erwiesen sich am Ende als so mangelhaft wie der Versuch vorherzusagen,
welche Lottozahlen als nächste gezogen werden.

Umfragen können nichts anderes sein als zeitlich sehr eingegrenzte
Momentaufnahmen. Sie geben Stimmungslagen in der Bevölkerung wieder, die so
wechselhaft sein können wie das Wetter. Was Regen und kalte Temperaturen
indes tatsächlich bewirken können, ist eine geringere Wahlbeteiligung, weil
nur die Hartgesottenen unter den Wählern den Unbilden der Witterung
trotzen, um an den Wahlurnen über die Zukunft der Nation zu entscheiden.

Im Wahlkampf der letzten Wochen wurden wir Zeugen einer Politik, die auf
Angstmache setzte und den Hass auf bestimmte Bevölkerungsgruppen schürte -
auf die »anderen«. Eben auf all jene, die »anders sind als wir«. Aber
gehören »wir« denn nicht selbst auch zu jenen »anderen«?

Es ist durchaus interessant, dass im Zusammenhang mit Trumps Hetzkampagne
gegen die Migrantenkarawane aus Mittelamerika, die sich durch Mexiko auf
die Vereinigten Staaten zubewegt, immer wieder das Wort »Invaders« fiel.
Ausgerechnet jene Menschen, die vor Gewalt und Armut in ihren Heimatländern
fliehen und in den USA auf ein besseres Leben hoffen, sollen also angeblich
»Eindringlinge« oder »Invasoren« sein. Wer jedoch heute in Nordamerika
lebt, gehört mit Ausnahme der amerikanischen Ureinwohner, der sogenannten
First Nations, und der als Sklaven verschleppten Afrikaner selbst zu den
wahren »Eindringlingen«. Diese im 18. und 19. Jahrhundert aus Europa
auswandernden Gestrauchelten oder vor Not und Verfolgung Flüchtenden kamen
als Eroberer und Siedler in die Neue Welt. Sie drangen gewaltsam in das
Land der Ureinwohner vor und schlachteten Millionen der von ihnen als
»Indianer« bezeichneten Menschen ab. Diesen Invasoren ging es um die
Eroberung neuen »Lebensraums« für weiße Europäer, wie ihn später die
Nazi-Wehrmacht von Deutschland aus für deutsche Arier auf die ganze Welt
ausdehnen wollte.

Politik kann entweder die Furcht voreinander unter Menschen schüren und sie
zu Feinden machen, oder sie kann sie dazu bringen, sich zu vereinen und
sich für die gemeinsame Sache zusammenzuschließen. Die Zeit wird zeigen,
welche Richtung obsiegen wird.
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BERICHT/088: Messe links - Glut in der Asche ... (SB)


Achtundsechzig sitzt wie ein Pfahl im Fleische dieser nach neuer
Übersichtlichkeit und verlässlicher Ordnung verstärkt Ausschau
haltenden Gesellschaft. Irgend etwas wird nach wie vor als Provokation
empfunden, als Herausforderung an die etablierten Mächte, die spüren,
dass in dieser Bewegung auch ein Wahrheitsgehalt, etwas Plausibles und
Richtiges enthalten ist. Ernst Bloch würde von dem Unabgegoltenen
sprechen, dem utopischen Überhang, der durch bloße Tatsachenhinweise
nicht außer Kraft gesetzt ist. Gäbe es dieses Überschüssige nicht, den
realistischen Tagtraum einer besseren Gesellschaft, aber auch eines
guten Lebens in einem gerechten Gemeinwesen, dann wäre diese Bewegung
längst der Vergessenheit anheim gefallen.

Oskar Negt [1]



Auch 50 Jahre nach dem weltweiten Aufbegehren gegen die bestehende
kapitalistische Ordnung in Gestalt der 68er Bewegung ist nicht
ausgeschlossen, daß Menschen von heute aus der Geschichte von damals
lernen. Daß sie in ihren eigenständigen Kämpfen keine andere
Auseinandersetzung führen als jene, sich an derselben Front
wiederfinden und plötzlich erkennen, wie sehr sich ihr Aufbegehren aus
derselben Quelle speist. Verhielte es sich anders, wäre die Niederlage
der 68er besiegelt, ihr Aufbruch zweifelsfrei als historischer Irrtum
belegt, ihr Erbe nichts als Staub im Wind, bestünde in der Tat kein
Bedarf und Interesse, sich noch immer mit Verzerrungen,
Diskreditierungen und Bezichtigungen an ihnen abzuarbeiten. Wären
nicht zahllose Protagonisten der Absage an die erdrückenden
Lebensverhältnisse, erschrocken über ihre eigene Courage und die sich
auftürmende Macht des Gegenwinds, auf die vermeintlich sichere Seite
zurückgekehrt, bedürfte es keines Leugnens, Abstreitens und
Abschwörens sogenannter Zeitzeugen, um die eigene Biographie zu
glätten, Karrieren zu befördern und Geschichte umzuschreiben.

Um den Interpretationen der bürgerlichen Medienlandschaft im
Jubiläumsjahr etwas entgegenzusetzen, war die Eröffnungsveranstaltung
der 23. Linken Literaturmesse in Nürnberg dem Thema "68' - da war doch
was" gewidmet. Es ging um nichts weniger als eine Spurensuche nach den
gesellschaftlichen Voraussetzungen der damaligen Revolte, ihren Themen
und Zielen, der Zusammensetzung der Bewegung und ihren
Organisationsformen, der Reaktion des Staates, den Erfolgen,
Niederlagen und Auswirkungen auf die daran anschließenden Jahre und
Jahrzehnte. Um diesen Fragen nachzugehen waren mit Ulrike Heider,
Werner Seppmann und Karl-Heinz Dellwo drei bis heute in der linken
Bewegung aktive Zeitzeugen für das Podium eingeladen worden.

Ulrike Heider studierte Politik und Germanistik und lebt als
Schriftstellerin in Berlin und New York. Sie schreibt u.a. über ihre
Erfahrungen, über Spontiszene und Hausbesetzungen, über die
Schüler- und Studentenbewegung, Anarchismus, afroamerikanische Politik
und Sexualität. Bis heute hält sie an der Vision einer
herrschaftsfreien Gesellschaft fest.

Werner Seppmann studierte nach dem zweiten Bildungsweg
Sozialwissenschaften und Philosophie, er arbeitete u.a. mit Leo
Kofler. Politisch engagiert war er stets, so als Mitherausgeber der
Marxistischen Blätter, im Projekt Klassenanalyse, als Vorstand der
Marx-Engels-Stiftung und Aktivist der DKP. Er beschäftigt sich u.a.
mit Ideologiekritik.

Karl-Heinz Dellwo war kaufmännischer Lehrling, Seemann, Aushilfsfahrer
und Briefträger. Er war Mitglied des Komitees gegen die
Isolationsfolter, Hausbesetzer, Aktivist der Stadtguerillagruppe RAF.
Nach seiner Festnahme 1977 zu zweimal Lebenslänglich verurteilt, wurde
er 1995 auf Bewährung entlassen. Heute ist er als Autor und Verleger
aktiv.
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Einer Spurensuche der Tisch bereitet ...
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Kulturrevolution und Klassenkampf

Wie Werner Seppmann seinem Beitrag vorausschickte, könne man sich bei
der Beschäftigung mit 68 auf viele Materialien beziehen, doch stehe
eine umfassende marxistische Analyse noch aus. Er werde nur auf drei
Komplexe eingehen, die aber dennoch einen Einblick geben könnten, was
damals tatsächlich gewesen ist. Er führte aus, daß es sich zweifellos
um eine Zeit des Aufbruchs gehandelt habe. In alltagspraktischer
Relevanz gingen viele junge Leute ihrer Familiengeschichte auf den
Grund. Hinzu kam als wesentlicher Faktor, daß durch die massenhafte
Verbreitung des Fernsehens der US-Imperialismus durch den Vietnamkrieg
ebenso sein Ansehen verlor wie seine politischen Partner in anderen
Ländern. In der Grundtendenz fand eine Art Kulturrevolution statt, die
über das studentische Milieu hinausreichte. Die studentischen Formen
der Selbstorganisation und Diskussionsprozesse spielten zwar eine
wichtige Rolle, sind aber nicht mit der 68er Bewegung gleichzusetzen.
Insgesamt entwickelte sich eine neue Protestkultur, politische und
soziale Ansprüche wurden auf den Straßen und Plätzen in neuen
Artikulationsformen angemeldet, und diese neue Bereitschaft der
Artikulation eigener Interessen wirkten bis in die Gewerkschaften
hinein. Dies zeigen beispielsweise die Arbeitskämpfe der IG Metall und
deren Erfolge in den 70er Jahren. In dieser Zeit geriet die Profitrate
des Kapitals unter Druck, was dann in den 80er Jahren zu Sozialabbau
und Neoliberaler Gegenoffensive führte. 68 wurden Forderungen nach
Demokratie und Mitbestimmung lauter, und es setzte auch ein
feministischer Aufbruch ein. In die Atmosphäre der damaligen Zeit fiel
die Gründung der DKP, die zwar nicht ursächlich aus den 68er
Ereignissen resultierte, da die Vorbereitung viel länger gedauert
hatte.

Was sich in vielfältigen Formen zum Ausdruck brachte, war nicht
voraussetzungslos. In vielen kapitalistischen Ländern fanden seit
Mitte der 60er Jahre demokratische Neufundierungsprozesse statt.
Zugespitzt ließe sich sagen, daß die Herrschenden in den meisten
Metropolenländern aus dem Tritt geraten waren, weil bisher wirksame
soziokulturelle Regulationsformen mit spezifischen
Integrationseffekten und die ihnen zugeordneten alltagskulturellen
Orientierungen und Verhaltensmuster unbrauchbar geworden waren. Im
Kern ging es darum, daß die konsumgesellschaftlichen Lebensformen, die
sich allmählich durchzusetzen begannen, nicht mehr so ohne weiteres
mit den traditionellen Leistungsorientierungen in Übereinstimmung zu
bringen waren. Denn um der stetig steigende Massenproduktion gerecht
zu werden und den in den Warenkörpern inhärenten Mehrwert zu
realisieren, mußte der Konsum stimuliert werden. Auf das
Alltagssubjekt bezogen bedeutete das, das konsumierende Subjekt mit
dem Arbeitssubjekt, das nach wie vor den Leistungsimperativen
unterlag, zu versöhnen. Genuß im vermeintlichen Warenparadies und
Askese im Arbeitsleben mußten in Übereinstimmung gebracht werden. Aber
die entsprechenden Formierungskonzepte standen damals noch nicht zur
Verfügung. Die 68er Ereignisse waren selbst Ausdruck dieses
soziokulturellen Umbruchs und artikulierten wesentliche Widersprüche
des Metropolenkapitalismus. Aber zu einer Lösung im progressiven Sinne
trugen sie letztendlich nichts bei. Denn vom intellektualistisch
stilisierten Hedonismus der 68er Bewegung wurde zwar das Verhältnis
von Genuß und Leistung in Frage gestellt, aber auf einer sehr
illusionären Grundlage. Es wurde unterstellt, daß die Produktivkräfte
so weit entwickelt wären, daß ohne revolutionären Bruch Genuß und
Leistung, Produktion ohne selbstunterdrückende Arbeit möglich geworden
sei. Verzichtet wurde infolge solcher Positionierung darauf, den
konkreten Charakter bestehender Herrschaft zu entschlüsseln. In ihrer
Grundtendenz wurden viele Fraktionen der später sogenannten
alternativen Bewegungen, wenn auch ungewollt, zu Komplizen bestehender
Herrschaft, weil sie die weiterhin prägende Bedeutung des
Leistungsimperativs ignorierten und nicht zur Kenntnis nahmen, daß
bestehende Herrschaft ihre Basis in der Arbeitswelt hat. Dieser
Affirmationseffekt war mit der Verdrängung der Tatsache verbunden, daß
eine grundlegende Kulturrevolution, die große Teile der 68er für sich
in Anspruch genommen haben, die grundlegende sozioökonomische
Umwälzung und ihre bewußte Organisation nicht ersetzen kann, so der
Referent.

Als zweiten Komplex nannte Seppmann die Spezifik des Mai 68 in
Frankreich, die man letztlich nur als eine traditionelle
Klassenauseinandersetzungen zwischen Kapital und Arbeit begreifen
kann. Dies wurde nicht nur von den bürgerlichen Apparaten ignoriert,
sondern auch von links kaum problematisiert. Statt dessen werden in
der Regel die bürgerlichen Zerrbilder über den Pariser Mai als ein
ausschließlich karnevaleskes Ereignis übernommen. Die studentischen
Straßenaktionen fanden in einer Phase intensiver Konfrontation
zwischen Kapital und Arbeit statt, es existierte die reale Perspektive
einer Revolution in einem hochentwickelten Land. Da hat es vorher und
danach nicht gegeben, doch war es zugleich eine tragische Situation.
Während die Organisationsfrage bei den Aktivisten auf der Straße
tabuisiert war, wußten die organisierten Kräfte der traditionellen
Arbeiterbewegung mit dem anwachsenden Widerstandspotential nichts
anzufangen. Obwohl viele Fabriken besetzt waren und es nur des
Einsatzes einer Avantgarde wie in Gestalt der Kommunistischen Partei
bedurft hätte, um eine Mobilisierung zu erreichen und die
Kulturrevolution in eine Revolution der Arbeiter überzuleiten. Zu
dieser Zeit der Maiunruhen waren die meisten großen Fabriken besetzt
und 10 Millionen Arbeiter und kleine Angestellte befanden sich in
einem spontanen Streik. Alle Indizien sprechen dafür, daß die Arbeiter
zu Aktionen bereit waren, daß sie das bestehende System in Frage
stellten, aber es gab ein erbärmliches Versagen der KPF-Apparate, die
sich auf Anraten Moskaus in einer Strategie der Zurückhaltung äußerte.
Moskau hatte den Genossen angeraten, um das labile Gleichgewicht
zwischen den Atommächten nicht zu gefährden, auf die Zuspitzung der
Situation zu verzichten. Die Bourgeoisie war handlungsunfähig
geworden, ihre wichtigsten Vertreter und auch der Präsident hatten
schon fluchtartig das Land verlassen. Es ist das Kennzeichen einer
revolutionären Situation, daß sie jetzt existiert und morgen schon
wieder vorbei sein kann. Als De Gaulle merkte, daß die Linke nicht
bereit war, diese Möglichkeit zu ergreifen, kehrte er nach Paris
zurück und schaffte es mit großem politischen Geschick, diese Bewegung
in die Sackgasse laufen zu lassen. Die Schritte zur Machtergreifung,
die möglich gewesen wären, sind nicht erfolgt. Die heterogenen Massen
auf der Straße waren nicht der entscheidende Faktor. Sie hatten die
Gestalt dessen, was Hardt und Negri heute als Multitude bezeichnen,
und konnten selbsttätig nicht vollziehen, was zur Lösung der
Machtfrage nötig gewesen wäre. Wegen dieser Versäumnisse hat sich die
bürgerliche Klassenmacht in Frankreich wieder reorganisieren und
stabilisieren können. Deshalb wurde der Mai 68 eine der großen
Niederlagen der Arbeiterbewegung. Sie hat sich nicht nur in
Frankreich, sondern ganz Europa davon bis heute nicht erholt, so
Seppmann.

Als dritten Aspekt führte er die sogenannte sexuelle Revolution an,
die in wesentlichen Teilen kaum mehr als ein Mythos sei. Das zeigten
alle sexualwissenschaftlichen Untersuchungen, denn das sexuelle Elend
und die Irritation in den Geschlechterverhältnissen sind nicht
verschwunden. Deshalb kann man sagen, daß auch die sogenannte sexuelle
Revolution eine gescheiterte ist. Die Geschlechtsverhältnisse sind
Wüsten der Lustlosigkeit und Frustration geblieben. Im besten Fall
bleibt Eros fragmentarisiert, wenn nicht gar gefesselt und ist oft von
marktwirtschaftlichen Prinzipien wie Selbstbezüglichkeit und
Konkurrenzorientierung geprägt. Ein emanzipatorischer Umgang mit den
erotischen Bedürfnissen wird zuletzt von den neoliberalistischen
Lebensverhältnissen alles andere denn gefördert. Über diese kritische
Bestandsaufnahme hinaus ist es eine der üblichen Verwechslungen von
Ursache und Wirkung, wenn der Studentenrevolte eine fundierende Rolle
bei der Veränderung des sexuellen Verhaltens zugesprochen wird. Es ist
geradezu ein Witz, daß die Selbstdarstellungspraktiken einer Berliner
Kommune 1, die sich nach den Vorgaben der Bildzeitung und ihrer
Fotografen präsentierte, Auslöser von Prozessen erotischer
Selbstbefreiung und gesellschaftlicher Enttabuisierung gewesen sein
sollen. Tatsächlich gingen grundlegende Veränderungen auch in den
Schlafzimmern der Durchschnittsbevölkerung den oberflächlichen
medialen Spiegelungen zum Trotz den 68er Jahren weit voraus, wie schon
von den großen sexualwissenschaftlichen Studien in den frühen 60er
Jahren belegt wurde.


Sozialrevolutionäre Veränderung der Gesellschaft

Ulrike Heider erlebte die 68er Bewegung in Frankfurt/Main, wo sie seit
1967 bei den öffentlichen SDS-Mitgliederversammlungen präsent war und
sich seit 1968 an den Aktionen einer Gruppe radikaler Germanisten
beteiligte. Sie arbeitete mit Anarcho-Syndikalisten zusammen und
sympathisierte mit dem frühen RK (Revolutionärer Kampf). Von 1971 bis
1974 war sie in Frankfurt Hausbesetzerin. Der Blick auf die 68er
Bewegung wird ihres Erachtens von drei Sorten Interpreten geprägt. Das
sind einmal die Verteufler, die den 68ern vorwerfen, von Anfang an von
Gewalttätigkeit, Antisemitismus und totalitärer Ideologie getrieben
gewesen zu sein. Einige davon, wie Götz Aly, sehen sie als
tragisch-pathologische Opfer ihres spezifisch deutschen
Generationskonflikts. Den Verteuflern entgegen steht eine Minderheit
von Glorifizierern, die als Zeitzeugen nostalgisch-euphorisch von
ihrer schönen Jugend um 1968 schwärmen wie von einem verlorenen
Paradies. Den Verteuflern und Glorifiziereren den Rang abgelaufen
haben im Jubiläumsjahr die Verharmloser, die die Geschichte der
Bewegung als nationale Erfolgsgeschichte schreiben. Sie meinen, die
68er hätten die Bundesdeutschen vom Mief der Adenauer-Ära befreit und
das Land demokratischer, toleranter, abwechslungsreicher, bunter und
auch weiblicher gemacht. Nach den Verirrungen von K-Gruppen und RAF
hätten sie die Grüne Partei gegründet, welche zusammen mit dem Segen
der Frauenbewegung ihre größte Errungenschaft sei.

Verteufler, Glorifizierer und Verharmloser unterschlagen jedoch das
ursprüngliche Ziel der Bewegung, nämlich die radikale
sozialrevolutionäre Veränderung der Gesellschaft hin zu einem
Sozialismus, der soziale Gerechtigkeit, partizipatorische Demokratie
und individuelle Emanzipation verbindet. Ein internationalistisch
orientierter Sozialismus, der von Elementen der Rätebewegung, des
Linkskommunismus und des Anarcho-Syndikalismus geprägt war und in der
Geschichte bisher nur in Ansätzen verwirklicht wurde. In der BRD fing
alles damit an, daß sich seit Ende der 50er Jahre Angehörige der
Studentenorganisation der SPD, des SDS, zusammen mit anderen
Parteilinken vom Godesberger Programm distanzierten und die
Wiederbewaffnung ablehnten. Der SDS wurde deshalb von der SPD schon
1961 ausgeschlossen. Seither entwickelte sich eine undogmatische,
nonkonformistische Linke jenseits von Sozialdemokratie und real
existierendem Sozialismus, die sich im SDS mehr und mehr durchsetzte.
Bezeichnend für diese war eine leninkritische Marx-Rezeption in der
Tradition von Rosa Luxemburg, die Rehabilitierung der von den Nazis
vertriebenen Psychoanalyse und der Kritischen Theorie. 1965 stießen
Rudi Dutschke und der spätere Kommunegründer Dieter Kunzelmann zum SDS
und brachten ein kultur- und sexualrevolutionäres Element ein. Beide
kamen aus der Münchner Gruppe Direkte Aktion, die aus der
anarchistischen bzw. situationistischen Künstlergruppe Spur
hervorgegangen war. Wie Bakunin und andere Mitglieder der
antiautoritären Fraktion der Ersten Internationale meinten sie, daß
die revolutionäre Organisation die nachrevolutionäre Gesellschaft
vorwegnehmen müsse, etwa in kollektiven Lebensformen und mit einer
freien Sexualmoral. In den späten 60er Jahren sorgten der SDS und sein
Umfeld, zu dem auch Nicht-Studenten gehörten, für eine radikale Kritik
an den Autoritäten in allen Gesellschaftsbereichen - ein Sprengstoff,
der bis heute wirksam ist, so die Referentin.

Ebenso bedrohlich für die Herrschenden war der internationale
Charakter der Bewegung. Dieser manifestierte sich in Demonstrationen
gegen den Schah von Persien und den Krieg im fernen Vietnam. Am
internationalen Vietnamkongreß 1968 in Berlin nahmen Intellektuelle
aus der ganzen Welt teil. Tatsächlich war die 68er Bewegung Höhepunkt
der internationalen Reaktion auf eine weltweite Krise derer, die in
den 60er Jahren an den Hebeln saßen. Dafür sorgten die antikolonialen
Befreiungsbewegungen, die amerikanische Bürgerrechtsbewegung, die
internationale Bewegung gegen den Krieg in Vietnam, die
Studentenbewegungen von Japan über die USA bis in die BRD und auch die
sozialistischen Reformbewegungen in den Ostblockländern. Vieles stand
damals auf der Kippe. Der Pariser Mai hätte anders ausgehen können,
ebenso wie der Prager Frühling. Viele hatten das Gefühl, daß die
damaligen Herrschenden in der Welt es nicht mehr lange machen würden.

Seit 1968 begann sich im SDS die Spaltung der neuen Linken in einen
autoritären und einen antiautoritären Flügel abzuzeichnen, die 1969
manifest wurde. Ein Teil der Minderheit der mit der illegalen KPD
sympathisierenden sogenannten Traditionalisten trat in die 1968 neu
gegründete DKP ein, einige Trotzkisten in die GIM. Viele
Antiautoritäre vollzogen eine politische Kehrtwende und machten sich
an das, was sie die Liquidierung der antiautoritären Phase nannten.
Sie schlossen sich den seit 1968 gegründeten maoistischen und
neostalinistischen Miniparteien, den sogenannten K-Gruppen an, der
KPD/ML, dem KBW oder der KPD/AO, und wandten sich von fast allem ab,
was sie vorher geglaubt und gesagt hatten: Von der Kritischen Theorie,
vom Zusammendenken des Marxismus mit der Psychoanalyse und vom
undogmatischen Marxismus. Sie verabschiedeten sich vom
Antiautoritarismus, Nonkonformismus, dem Ziel der Verbindung von
politischer und persönlicher Veränderung und einem demokratischen
Sozialismus. An deren Stelle traten eine dogmatische
Marx-Interpretation und die Fixierung auf straffe zentralistische
Organisation mit dem Hauptziel des Aufbaus einer Partei in der
Nachfolge der KPD vor 1933. Offenbar ging das neue Selbstbewußtsein,
das die Erschütterung von 1968 den Revoltierenden gegeben hatte, bei
vielen mit dem Wunsch einher, das Leben ganz der Veränderung der
Gesellschaft zu widmen. Dazu aber kam die Enttäuschung darüber, daß
die Notstandsgesetze nicht verhindert werden konnten, ein erster
Geschmack von staatlicher Verfolgung und vielleicht auch Angst vor der
Freiheit. Der Wunsch, sich etwas zu schaffen, das dem Leben als
Berufsrevolutionär eine feste Struktur und Ordnung geben würde, und
die Sehnsucht nach mächtigen Verbündeten, waren die Folge. Die Sieger
der sozialistischen Geschichte, ob in Peking oder Moskau, bekamen
seither viel Bestätigung von denen, die ursprünglich einen anderen
Sozialismus wollten.

Ulrike Heider schilderte im folgenden die weitere Entwicklung in
Frankfurt, wo die Lederjackenfraktion der KPD/ML und die
Anarcho-Syndikalisten mit ihren schwarzen Halstüchern zu Intimfeinden
wurden. Machohaft militant und betont antiintellektualistisch die
einen, ihrerseits eher praxis- als theoriebezogen und einem
bohemienhaften Lebensstil zugeneigt die anderen. Die Anarchisten
schlossen sich zu einer Gruppe namens FNL (Föderation Neue Linke)
zusammen, die in Bockenheim Stadtteilarbeit leisteten. Sie
unterstützten Mieterstreiks und versuchten, lokale Konflikte zu
schüren. Dazu kam die Unterstützung linkspolitisierter Schüler oder
Lehrlinge in Kleinstädten und Dörfern, die oft Kontakt zu örtlichen
Betrieben hatten. Das Anarchismusverständnis der FNL leitete sich aus
dem der gewerkschaftsorientierten unter den spanischen Anarchisten von
1936 ab. Bakunin und Marx waren für sie kein Widerspruch, die beiden
waren auf Plakaten friedlich nebeneinander in Rot und Schwarz zu
sehen. Einer der Frankfurter Anarchisten ging später zur Bewegung 2.
Juni, während die anderen, die Referentin eingeschlossen, RAF und 2.
Juni als K-Gruppen kritisierten. Was sie persönlich für die
Anarchisten eingenommen habe, sei neben ihrem Antiautoritarismus vor
allem die hohe Achtung vor dem Individuum und die Betonung der
Emanzipation jedes einzelnen gewesen. Eine Alternative zu den
K-Gruppen wurde in Frankfurt nicht nur die FNL, sondern auch die
linkssozialistische Gruppe Revolutionärer Kampf (RK), die dank ihrer
prominenten Mitglieder Daniel Cohn-Bendit und Joschka Fischer in die
Geschichte einging. Nach einer theoretischen Vorbereitungsphase begann
ein Teil der RKler, in den Opel-Werken zu arbeiten. Anders als die
K-Gruppler, die zur gleichen Zeit in die Betriebe gingen, um
proletarische Mitglieder für ihre größtenteils studentisch bestückten
Parteien zu gewinnen, betrieben die AKler zunächst eine Art
Feldforschung zu den Arbeitsbedingungen der Fabrikarbeiter. Daraus
sollten später Strategien für die Zusammenarbeit von Arbeitern und
Studenten entwickelt werden.

Wie Frauen und Männer im SDS und in anderen radikalen Zusammenhängen
miteinander umgingen, habe sie als große Befreiung empfunden, so
Ulrike Heider. Die Mauer zwischen den Geschlechtern wurde
niedergerissen, Frauen und Männer redeten ganz normal miteinander,
befreit von den durch die prüde Umwelt der 50er und frühen 60er Jahre
aufgezwungenen erotischen Hintergedanken. Die Geschlechterrollen
verloren ihre Rigidität, und keiner glaubte mehr, daß Politik nur eine
Sache für Männer sei. All das, was später von feministischer Seite
über die arroganten, geilen SDS-Männer, die Frauen zum
Flugblättertippen und Vögeln funktionalisiert hätten, gesagt wurde,
habe sie unter radikalen Linken selten erlebt. Typisch dagegen war es
für Liberale oder Konservative, die sich unter die Revoltierenden
mischten, um sich an ihrem Feuer zu wärmen. Auf den
SDS-Versammlungen gab es immer mehrere Frauen, die regelmäßig durch
kluge Statements auffielen und die Politik der Organisationen
mitbestimmten. Der Aufstand der zornigen Weiber aus dem SDS von 1968,
deren Tomate unglücklicherweise keinen typischen Macho, sondern den
schwulen, mickrigen und sehbehinderten Hans-Jürgen Krahl traf,
richtete sich einem weitverbreiteten Mißverständnis entgegen, weder
gegen die Männer als solche noch gegen deren Sexismus. Statt dessen
maßen die SDSlerinnen ihre Genossen am eigenen Anspruch der
Geschlechtergleichheit und der Verbindung politischer mit persönlicher
Emanzipation. Der SDS erschien ihnen trotz aller Mängel in bezug auf
das Geschlechterverhältnis als einzige Organisation, der sie sich
anschließen konnten. In ihren Weiberräten versuchten diese Frauen eine
Strategie zu entwickeln, um die Ansprüche der neuen Linken
einzuklagen, als deren Teil sie sich fühlten. In den Frauengruppen,
die nach dem Tomatenskandal gegründet wurden, lebte dieses Erbe eine
Zeitlang weiter, bis es mehr und mehr von der Konzentration auf
weibliche Identität und Abgrenzung gegen die Männer verdrängt wurde.
Die Erklärung von Marx und Freud zu patriarchalischen Oberteufeln, die
den Bruch mit der neuen Linken bedeutete, trug ebensoviel dazu bei wie
die Ideologie vom Mann als dem geborenen Vergewaltiger. All das war
auch in der RK-Frauengruppe wirksam, die ähnlich wie Joschka Fischers
Putzgruppe gegen Mitte der 70er Jahre zur Entpolitisierung der
Organisation beitrug.

Die K-Gruppen gingen Ende der 70er Jahre an ihrem Dogmatismus und den
dazugehörigen historischen Illusionen zugrunde. Die meisten
undogmatischen Gruppen und die Spontibewegung scheiterten daran, daß
sie die individuelle Emanzipation solange gegen die Politik
ausspielten, bis sich letztere zu erübrigen schien. Der Berliner
Tunix-Kongreß von 1977 mit seinem Abschied von den einstigen
sozialrevolutionären Zielen und dem neuen Anspruch, das Leben so zu
führen, als habe die Revolution schon stattgefunden, war dafür
typisch. Persönlich habe sie die beschriebene Entwicklung in Frankfurt
in einem besetzten Haus miterlebt. In diesen Häusern, die ursprünglich
als Projekte der Zusammenarbeit von wohnungslosen Studenten und
Arbeitsemigranten gedacht waren, verflüchtigte sich der Anspruch
politischer Arbeit mehr und mehr zugunsten der Pflege einer
unbürgerlich hedonistischen Lebensweise und Identität. Der RK
verschwand um 1975 sang und klanglos, und es triumphierte die
informelle Spontiszene, das alternative Milieu mit seinen Cafes,
Kneipen, Läden, Zentren, Buchhandlungen, Kinderläden, Bioläden und
Druckereien bis hin zu einem linksradikalen Friseur. Wie eine
utopische Insel, auf der man die Strapazen der kapitalistischen
Wolfswelt entkommen könne, ohne sich noch um deren Veränderung kümmern
zu müssen. Andere gründeten Landkommunen und alternative Bauernhöfe.
Mit ihren agrarromantischen und nostalgisch rückwärtsgewandten
Ideologien stießen sie oft an die Grenze des Reaktionären. Ähnlich war
das Schicksal der Anarchisten. Der Anarcho-Syndikalismus geriet im
Laufe der 70er Jahre in Vergessenheit. Marx wurde seither im Namen des
Anarchismus nicht weniger als in dem des Feminismus verworfen. Was
übrigblieb, waren Ökoanarchisten à la Murray Bookchin mit ihrem
Glauben an den Kreislauf der Natur und eine urzeitliche
Dorfgemeinschaft als Vorbilder einer besseren Gesellschaft, und
solche, die sich für den bewaffneten Kampf entschieden. Generell kann
man sagen, daß der gesamtgesellschaftskritische Bezug der
universalistischen 68er Bewegung in ihren tendenziell
partikularistischen Nachfolgeorganisationen mit der Frauenbewegung,
der Schwulenbewegung, der Anti-Akw-Bewegung und der Ökologiebewegung
trotz deren unbestrittener Verdienste verlorenging. Die
Entschlossenheit der Antiautoritären der später 60er und frühen 70er
Jahre, alles zu verändern, und damit in allen Bereichen der
Gesellschaft gleichzeitig anzusetzen, scheine ihr das Wichtigste am
Erbe der 68er Bewegung zu sein. Dieses aber sei nichts wert ohne
Benennung und Kritik ihrer Zerfallserscheinungen. Weder Verteufelung
oder Glorifizierung noch Verharmlosung dieser Zeit machen es möglich,
aus der Geschichte zu lernen. Ich plädiere für eine genaue und
kritische Aufarbeitung auch nach dem Jubiläumsjahr, schloß Ulrike
Heider ihre Stellungnahme.


Gegensouverän in einem revolutionären Moment

Wie Karl-Heinz Dellwo ausführte, könne man in einer Situation wie 68
seines Erachtens das Unmittelbare erkennen, aber noch nicht die ganze
historische Dimension. Das Besondere von 68 scheine ihm zu sein, daß
für einen großen Teil der jungen Nach-Nazi-Generation etwas geschah,
was ihr schlagartig klarmachte, wo man hingehörte und wo nicht. Man
gehörte zu denen, die alles verändern wollten, und nicht zu denen,
die, vielleicht reformiert, aber dennoch die Welt der Vergangenheit
fortsetzen wollten. "Plötzlich war die Vorstellung einer anderen Welt
konkret, sie war da und sie war befreiend, ein neues Atmen, ein
Zerfetzen des Nebels der Gewohnheiten und es brachte auch die
notwendigen Tugenden für den Aufbruch mit sich: Unerschrockenheit,
Mut, Übermut, völliger Verlust der Angst vor Autoritäten und
Traditionen, Selbstsicherheit und Selbstvertrauen gegenüber einer
Welt, die nicht die unsere war oder die wir nicht als die unsere
nehmen wollten." Man könne weder die deutsche 68er Geschichte noch den
deutschen Herbst 1977 von der Besonderheit der deutschen Geschichte in
Gestalt des Nazi-Faschismus trennen. Die Volksgemeinschaft war in
Deutschland real wie in keinem anderen westlichen Land, fast alle
waren irgendwie in die Verbrechen des Systems verstrickt. Deswegen
wollte kaum einer an der Vergangenheit rühren. Von der altnazistisch
geprägten Mehrheitsgesellschaft kam nach 1945 vor allem Verleugnung
und Verdrängung mit der Folge, daß den ersten Nachgenerationen die
Verantwortung für die Schuldverarbeitung aufgeladen wurde und ebenso
jede Übernahme von Erfahrung der älteren Generation durch die jüngere
ausgeschlossen war. Es blieb nur der Bruch und der Neuanfang. Das
machte den Unterschied zu anderen Ländern aus, insbesondere etwa zu
einem Land wie Italien. Dort gab es die Resistenza, der Widerstand
gegen das System war nicht besiegt, und eine große Kommunistische
Partei. In Deutschland gab es als Widerstand ein paar heroische
Individualisten wie Georg Elser, kleine Gruppen wie die Weiße Rose,
etwas kommunistischer Untergrund und den deutschnationalen
Putschversuch des 20. Juli, dessen Akteure Hitler weghaben wollten, um
mit den westlichen Alliierten zu verhandeln in der Hoffnung, sich mit
ihnen zusammen gegen die Sowjetunion zu stellen.

Dazu kam es dann wenige Jahre später in der neuen BRD, als die alten
Nazis wieder Kommunisten verfolgen und 1956 die KPD verbieten konnten.
Diese Generation war im Kern unbelehrbar, nicht durch eigene Erfahrung
und nicht durch Ereignisse von außen. Sie hat in einer anderen
Kleidung einfach weitergemacht. In Italien dagegen ist der
Widerspruch, der in den 60er Jahren die ganze Welt erfaßt hatte, dann
auch in den bewaffneten Kampf übergegangen, aber er blieb lange Zeit
an die Arbeiterklasse gebunden. Auch hier sind die bewaffneten Gruppen
am Ende das geworden, was die RAF von Anfang an war, Stellvertreter
der Klasse, statt deren Ausdruck zu sein. In Frankreich gab es diese
Entwicklung nicht. Man konnte dort der Arbeiterklasse ihre historische
Rolle noch nicht absprechen. Dort haben die Studenten nicht versucht,
eine Avantgarderolle zu übernehmen, sondern die politische Autorität
der Arbeiterklasse in deren Streiks und Fabrikbesetzungen anerkannt.

In Deutschland hatte sich die Arbeiterklasse, nach 1945 gefördert von
ihren sozialdemokratisierten Gewerkschaften und der SPD, von eigenen
politischen Ansprüchen verabschiedet und in die politische Leere des
Verteilungskampfs geflüchtet. Ihre Selbstbeschädigung versuchte sie
durch Wiederaufbau zu kompensieren. Sie war für die 68er Bewegung
nicht ansprechbar, und die, die es versuchten, kamen über die
Karikatur einer Arbeiterbewegung nicht hinaus. Der Mai 68 in
Frankreich war wohl das stärkste westeuropäische Ereignis in dieser
Zeit, weil die Arbeiterklasse mit Millionen an diesem Ereignis
beteiligt war. Daher kam dort die radikale Minderheit außerhalb der
Fabrik nicht auf die Idee, von außen die Führung des revolutionen
Kampfs zu übernehmen. England hat wiederum eine andere Tradition, sie
hatten keinen Mussolini, keinen Pétain, keine innere Resistance, sie
waren gegenüber den Faschisten politisch und moralisch auf der
richtigen Seite und sie hatten eine starke Arbeiterklasse insbesondere
im Kohlebergbau, die sich ihrer Rolle als Gegenkraft in der
Gesellschaft noch sicher war und den Klassenkampf regelte. Der Kampf
gegen Rassismus und Krieg, insbesondere den Vietnamkrieg, wurde auch
dort von der Jugend geführt, nicht vom Proletariat. Aber das allein
schlägt nicht um in den Versuch, die Revolution zu erzwingen.

Die Chiffre 68 stieß bei Jugendlichen auf einen offenen Sehnsuchtsraum
und war mit der Hoffnung auf Beteiligung an etwas ganz anderem und dem
Ende der Einsamkeit verbunden. Die Welt, die man kante, wollte man
nicht, und plötzlich war eine andere da, nicht mehr als Traum, sondern
als konkrete Wirklichkeit. Deswegen sei es zutreffend, von einem
revolutionären Moment zu sprechen, so Dellwo. Niemand weiß, ob die
Revolution realisierbar ist, sonst wäre es keine. Sie ist immer auch
ein Versuch und ein Wagnis, das scheitern kann. Es geht aber darum,
daß geschichtlich so etwas wie ein kleiner Türspalt offen ist.
Probiert man nicht, die Tür aufzudrücken, bleibt eine ganze Generation
traumatisiert zurück, weil sie sich ihr ganzes Leben vorhalten würde,
es nicht versucht zu haben.

Benno Ohnesorg steht als Symbolfigur mit dem politisch gedeckten
Polizeimord an ihm für die Brutalität und Militarisierung einer auf
Zwang und Ordnung ausgerichteten Gesellschaft, die allen Widerspruch
niederkämpfen will. Dutschke dagegen steht für politische Artikulation
und die Rhetorik des Aufbruchs, für das Verwerfen der
realsozialistischen Zwänge und für einen neuen Sozialismus. Der Staat
wurde 1968 nicht als anderer Staat wahrgenommen, sondern vielmehr
kenntlicher. Die emotionalen Bezüge, die man als Kind und Jugendlicher
zur Welt hatte, bekamen plötzlich eine begriffliche Artikulation.
Kenntlich wurde aber auch die erhoffte neue Gegenwelt. Und kenntlich
wurden alle Reformisten, die einen einfangen und von dem
selbstgesetzten Recht auf Gegensatz und Abtrennung zur Altgesellschaft
enteignen wollten. Die offen rechten und altnazistischen Kräfte waren
einfach zu erkennen, bei der Sozialdemokratie trat der Betrug im
Mantel angeblicher Verteidigung auf. Jede ihrer Reformen wurde am Ende
von denen, denen sie als großer sozialer Fortschritt angedreht worden
waren, doppelt bezahlt. 1968 schien für einen geschichtlichen Moment
eine Gegenwelt auf, die im Unterschied zur erstarrten
realsozialistischen ungeheuer attraktiv war, ein gesellschaftliches
Leben, das jenseits bestimmter, noch nicht überwundener
Notwendigkeiten vom Individuum als gesellschaftlichem Subjekt ausging.

Das Besondere an 68 war, daß es ein neues Außen geschaffen hat. Obwohl
noch von der langen Welle der Oktoberrevolution angetrieben, war es
auch ein eigener Gegenansatz. Das Individuum wurde nicht mehr als
Funktion für eine neu zu errichtende Welt gesetzt, sondern sollte
schon ihr Ausdruck sein. Der eigene Gegensatz wurde zum Ausdruck für
das Neuauftreten eines Gegensouveräns gegenüber der bürgerlichen
Gesellschaft. Das ist geschichtlich nach der Oktoberrevolution zum
ersten Mal in der westlichen Welt wieder aufgetreten. Diese
Gegensouveränität ist 68 konkret geworden. Ohne sie wäre 68
tatsächlich nur ein kurzfristiges Ereignis, eine kleine
Generationserregung, die gerade mal einem Modernisierungsschub im
Kapitalismus dienlich war. Aber es hat mehr als ein Jahrzehnt
gedauert, bis die realen Brüche in der Gesellschaft durch Reform und
durch Gewaltanwendung, aber auch durch die Selbstdelegitimierung
bewaffneter Gruppen als letzte Vertreter von realem Anspruch auf
Gegenmacht und Gegensouveränität neu zugedeckt und diese aufgebrochene
Nachkriegsgeneration in grundsätzliche Anpassung und Integration
getrieben wurde.

Statt 68 komplett abzuwerten, sollte man lieber von einer
abgebrochenen Befreiung sprechen. Im Mai 68 wurde in Frankreich die
alte Rolle der Arbeiterklasse neu anerkannt mit der Folge, daß die
eigenen sozialen Prozesse, die unmittelbar auf die revolutionäre
Umgestaltung des ganzen Lebens ausgerichtet waren, zurückgestellt
werden mußten. Dieser Abbruch geschah ebenso in der BRD nach dem
kurzen Sommer der Demonstrationen und Teach-ins, jedoch unter anderen
Rahmenbedingungen. Hier war das Proletariat keine klassenkämpferische
Kraft. Während das Zurücktreten der studentischen Jugend in Frankreich
einer Realität im Klassenkampf entsprach, war es in der BRD eher die
Angst vor der historischen Verantwortung. Deshalb folgten diese
politischen Scheinbewegungen wie der Marsch durch die Institutionen
oder das Entstehen neuer studentischer K-Gruppen. Damit wurde ein
zentrales soziales Ereignis der 68er Bewegung, die Aufhebung der
Trennung von Subjekt und Politik, aber auch der Versuch, Erkenntnis
und Praxis in Einklang zu bringen, zurückgezogen. Aber die Frage nach
der Befreiung war aufgeworfen und in den Gesellschaften so konkret
geworden, daß sie ein reales Eigengewicht hatte. Sie blieb auch,
nachdem ein Großteil der Akteure zwar noch lange den
Grundsatzwiderspruch zum Kapitalismus als Ausdruck der eigenen
Identität hatte, im Alltagsleben aber langsam und stetig in den
reformierten neuen Existenzbedingungen versank. Das Grundsätzliche
verblaßte mit den Jahren, seine fortdauernde Existenz aber erklärt,
warum die bewaffneten Gruppen noch lange auf die Solidarität der 68er
zählen konnten.


Die 68er sind nicht umsonst gewesen ... 

Werner Seppmann wandte sich in der anschließenden Diskussion insofern
gegen den Begriff des Abbruchs der 68er Bewegung, als man eher von
einem Versanden sprechen müsse. In Deutschland wurden gegen eine
intellektuelle Bewegung, die sich an Marx orientierte, die
Berufsverbote ins Feld geführt. Staatliche Apparate arbeiteten massiv
gegen kritisches Denken, in den Wissenschaften folgte eine Phase der
Restauration. Der konkrete Charakter der Herrschaft sei von den
meisten 68er Aktivisten nicht begriffen, es seien eher Differenzen
zwischen Anspruch und Wirklichkeit des Politikgeschäfts wahrgenommen
worden. Zudem dürfe man in diesem Zusammenhang nicht vergessen, daß es
damals die Alternative des real existierenden Sozialismus gegeben
habe, wie immer man sie auch bewerte.

Dagegen führte Karl-Heinz Dellwo ins Feld, daß die KP Frankreichs im
Grunde in Verlängerung dessen gehandelt habe, was 1919/1920 damit
begann, den Sozialismus in einem Land aufzubauen und alles staatlichen
Strukturen zu unterwerfen. Damit werde der emanzipatorische Gehalt der
Revolution diszipliniert und kontrolliert. Mit Blick auf den Abbruch
erinnerte er an die Hochsicherheitstrakte in Deutschland, die Elemente
eines Zurichtungsprozesses gewesen seien. Der Abbruch wurde einerseits
von außen erzwungen, hatte andererseits aber auch etwas mit den
eigenen Vorstellungen zu tun, so Dellwo. Er hege große Zweifel daran,
daß die Bewegung historisch reif war, eine Gegengesellschaft zu
gestalten. Inzwischen habe sich das System totalisiert und alle
Lebensbereiche des Menschen so besetzt, daß es kaum noch möglich sei,
sich wie damals ein Außerhalb des Kapitalismus vorzustellen. Die
Menschen machten heute das von innen heraus, wozu man damals noch die
Berufsverbote und die Hochsicherheitstrakte brauchte. Es habe 68 etwas
gegeben, das zu erkennen aus heutiger Sicht wertvoll sei: Erfahrung
mit einer Gegenwelt, die einen befreit. Dann schließt sich die Tür,
der historische Moment ist vorüber, die traumatischen Folgen seien
Entwurzelung und Konsumismus. Wer die Grünen oder die Linkspartei als
positive Veränderungen hochhalte, negiere, daß es sich um eine
verlorene Geschichte handle. Damit müsse man sich beschäftigen.

Ulrike Heider unterstrich abschließend, daß die 68er Bewegung einer
der wenigen Momente in der Geschichte gewesen sei, in der eine breite
Bewegung mit sozialrevolutionären Mitteln versuchte, einen
demokratischen Sozialismus herbeizuführen, der nicht durch eine
Avantgarde angetrieben werden muß, sondern basisdemokratisch ist. Alle
Mythen darüber lebten davon, diesen Moment zu negieren. Nach einem
Gefühl totaler Isolation in den 90er Jahren lerne sie in jüngerer Zeit
immer häufiger sehr interessierte junge Leute kennen, die in
sozialrevolutionären Kategorien denken, einen nicht autoritären
Sozialismus als Langziel anstreben und sich darüber auch theoretisch
Gedanken machen. Andere Menschen ihres Alters hätten Ähnliches
berichtet, was sie in der Überzeugung bestärke, daß die 68er
keinesfalls umsonst gewesen seien.


Fußnote:

[1] www.bpb.de/geschichte/deutsche-geschichte/68er-bewegung/52026/demokratie-als-lebensform
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WISSENSDURST/049: Plastik - Kollateralschäden ... (SB)
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Stefan und Ben haben in Erfahrung gebracht, dass die Herstellung von
Kunststoff eine große Menge an Energie und Wasser verbraucht. Sie
verglichen den Produktionsaufwand von Plastikflaschen und
Glasflaschen, soweit ihnen das möglich war. Nach Abwägen der Vor- und
Nachteile kamen sie zu dem Schluss, dass man die Plastikgegenstände,
die heute in Gebrauch sind, nicht einfach durch Naturstoffe oder Glas
ersetzen kann, ohne wiederum schwerwiegende Eingriffe in die Umwelt
vorzunehmen. Doch bevor sie darüber nachdenken wollten, was in dieser
Situation zu unternehmen sei, um die fortwährende Produktion von
Plastik zu verringern, widmeten sie sich den gesundheitlichen
Gefahren, die von bestimmten Kunststoffprodukten ausgehen.

Stefan: "Also, lass uns mal der Behauptung von unserem superschlauen
Nachbarn nachgehen, der meiner Mutter sagte, dass Plastikflaschen
gesundheitsschädlich seien. Ich meine, das wäre schrecklich, denn fast
alle Getränke, die ich gern trinke, werden in Plastikflaschen verkauft
- und ich trinke schon so lange ich denken kann daraus."

Ben: "Na, dann mach dich auf was gefasst. Gestern Abend haben meine
Eltern einen Film im Fernsehen gesehen: eine Familie führte ein
Experiment durch, in dem es darum ging, sämtlichen Kunststoff aus
ihrem Haushalt zu verbannen und auch keine neuen Plastikgegenstände zu
kaufen. Das war unmöglich, denn selbst in Geräten, die außen aus
Metall sind, befinden sich kleine Kunststoffelemente. Danach wurde
dann noch eine Dokumentation über gesundheitliche Gefahren, die von
Kunststoffen ausgehen, gesendet. Da hab' ich mich natürlich zu ihnen
gesetzt. Ich habe nicht alles behalten, aber wir sollten uns da
unbedingt noch weitere Informationen holen, denn das war teilweise so
ungeheuerlich, dass ich es fast nicht glauben wollte."

Stefan: "Das hört sich aber gar nicht gut an."

Ben: "In der Tat und damit du gleich einen Schrecken bekommst, in den
Plastikflaschen, wie auch in vielen anderen Plastikverpackungen für
Lebensmittel, befinden sich Weichmacher."

Stefan: "Wie bitte, was bedeutet 'Weichmacher'?"

Ben: "Na, wir wissen inzwischen ja, dass der Rohstoff für die meisten
Kunststoffe Erdöl ist. Doch ist das daraus hergestellte
Ausgangsmaterial oft spröde und hart, und um ihm die gewünschten
Kunststoffeigenschaften zu verleihen, muss man eine Reihe an
Zusatzstoffen hinzufügen wie Füllstoffe, Stabilisatoren,
Flammschutzmittel und eben auch Weichmacher. Insgesamt machen diese
Zusätze Kunststoffe geschmeidig, damit sie gut formbar, dehnbar und
gleichwohl auch belastbar sind, und sie werden vielfach in Verpackungen
für Lebensmittel verwendet."

Stefan: "Das ist doch verständlich, ich meine, wie sonst sollte ich
Frischhaltefolie über den Käseteller spannen? Oder wie sollten sonst
wohl runde und biegsame Gefäße hergestellt werden können?"

Ben: "Klar, soweit so gut. Nun aber kommt 's. All diese Substanzen, so
auch die Weichmacher, bleiben nicht im Kunststoff gebunden, sondern
können sich daraus lösen und landen beispielsweise in dem Getränk, das
du in einer Plastikflasche kaufst."
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Stefan: "Oh je, und was bewirken sie dort, sind sie giftig?"

Ben: "Entschuldige, Stefan, aber jetzt wird es kompliziert und wir
sollten doch lieber noch etwas genauer nachforschen, denn so wie ich
das oberflächlich begriffen habe, wirken diese Substanzen im Körper
ähnlich wie Hormone oder hemmen andere Hormone, das weiß ich jetzt
nicht. Zwei Namen dieser Weichmacher habe ich mir notiert: Phtalate
und Bisphenol A. Besonders schädlich sollen diese
Substanzen für Ungeborene und Kleinkinder sein, wo sie zu Verhaltens-
und Entwicklungsstörungen führen können."

Stefan: "Das ist gruselig. Und was kann ich mir unter

Verhaltensstörung vorstellen?"

Ben: "Na, so etwas wie das ADHS, das ist das Kürzel für ein
sogenanntes Aufmerksamkeitsdefizit und eine Hyperaktivitätsstörung.
Ebenso können sich Aggression, Depression und andere emotionale
Auffälligkeiten ausbilden. Aber wie gesagt, lass uns das lieber noch
einmal überprüfen."

Stefan: "Also, kurz gesagt, man wird zappelig und unkonzentriert,
aggressiv oder depressiv, oder so ähnlich? Oh je, ich überlege gerade,
wann ich begonnen habe aus Plastikflaschen zu trinken."

Ben: "Ich jedenfalls schon als Baby. Meine Mutter hatte gleich
erzählt, dass sie nun ein schlechtes Gewissen hat, weil meine
Milchfläschchen aus Kunststoff waren, sogar schon die von meinem
großen Bruder."

Stefan: "Und was bedeutet das nun für uns? Aber, vielleicht will ich das gar
nicht wissen."

Ben: "Nun komm schon, Stefan, ich denke wir stoßen noch auf eine ganze
Menge weiterer Stoffe, die in vielen anderen Produkten enthalten sind
und Schaden anrichten können. Denk nur an die Frischhaltefolie."

Stefan: "Danke, du kannst einem Mut machen."

Die beiden setzten sich vor Bens Computer und starteten mit dem
Suchbegriff: 'Kunststoffe gesundheitsschädlich?' Sofort erschienen
unglaublich viele Einträge auf dem Schirm und sie wählten mehr nach
Gefühl einige aus, die sie ausdruckten, sich damit auf den Teppich
setzten und die Ausdrucke vor sich ausbreiteten. Nach einer ganzen
Weile des Lesens und Notierens stöhnten beide fast gleichzeitig auf.

Ben: "Das hätte ich nicht gedacht. Weichmacher sind anscheinend in
sehr vielen Produkten des täglichen Gebrauchs, wie die Phthalate,
von denen gibt es allerdings viele verschiedene, dabei wird
Bisphenol A (BPA) besonders erwähnt. Einige wirken beispielsweise auf
das Hormonsystem, andere auf die Leber. Für all diese Phthalate gibt
es unterschiedliche Grenzwerte zum Schutz der Verbraucher. Oh, hör
mal, vom Umweltbundesamt heißt es an einer Stelle, dass der Einsatz
einiger Phthalate, ich nenne die jetzt mal lieber Weichmacher,
damit ich mir die Zunge nicht verknote, in Spielzeug, Babyartikeln,
Kosmetika und Lebensmittelverpackungen verboten sind."

Stefan: "Das scheint doch vernünftig, aber warum sind denn nur einige
verboten? Sind die anderen ungefährlich?"

Ben: "Ich geb' mal 'Weichmacher in Kunststoffen gesundheitsschädlich'
ein, mal sehen, was wir da für Informationen bekommen. Ah, hier hab'
ich gleich etwas gefunden. Es gibt ein Forscherteam unter der Leitung
einer Frau Frederica Perera von der Columbia University und von einer
Frau Susan Schanz von der University of Illionis, beide in den USA.
Sie bestätigen, dass Weichmacher Verhaltensstörungen (z.B. ADHS) und
geistige Defizite bei Kindern fördern können. In dem Zusammenhang
heißt es auch, dass bisher leider nur einige Weichmacher in
Kinderspielzeug oder Babyfläschchen verboten sind. Und Susan Schanz
fügt hinzu, dass diese Phthalate überall seien, die finden sich in
verschiedenen Produkten und deswegen seien wir ihnen täglich
ausgesetzt."

Stefan: "Ich habe hier in unseren Ausdrucken noch weiter gelesen.
Also, ich fasse das mal zusammen. Besonders gefährdet sind Ungeborene
und Kleinkinder. Diese Phthalate gelangen nicht nur über Lebensmittel,
sondern auch über die Haut und durch das Einatmen von Hausstaub in den
Körper. Besonders leicht dringen sie in Fertigprodukte und in Plastik
eingeschlagene fettige Waren ein, wie beispielsweise Mayonnaise oder
Fisch. Es wird behauptet, dass in Deutschland die Grenzwerte so
gehalten sind, dass beinahe die gesamte Bevölkerung übers Jahr gesehen
unter diesen Werten bleibt."

Ben: "Das verstehe ich nicht ganz. Wie kann man das behaupten? Ich
meine, wenn ich täglich Mayo esse und drei Flaschen Cola austrinke,
dann noch ein Fertiggericht verspeise und was sonst vielleicht noch
alles ... Kommt es nicht auf die Menge an, die ich von derart verpackten
Lebensmitteln verzehre? Wie kann man da sagen, ich würde unter dem
Grenzwert bleiben?"

Stefan: "Ben, stopp, es wird hier doch nur von einem
Durchschnittswert auf die Gesamtbevölkerung gesprochen, da wird es
sicherlich Abweichungen nach oben und unten geben."

Ben: "Stimmt, da hast du recht. Ich gehe mal davon aus, dass man in
Deutschland das Einhalten der Grenzwerte ziemlich genau überprüft,
dass wäre doch blöd, wenn man eine Bevölkerung von depressiven und
verhaltensgestörten Menschen heranzieht. Also sollten wir auch selbst
ein bißchen aufpassen. Vielleicht kann man Porzellan- oder Tongefäße
zum Aufbewahren von Lebensmitteln benutzen, statt Frischhaltefolie?"

Stefan: "Oder, warte mal, meine Oma erzählte neulich, dass ihr
Pausenbrot in Butterbrotpapier eingepackt wurde. 'Butterbrotpapier?',
habe ich sie gefragt und sie erklärte mir, dass es eine Art dünnes
Pergamentpapier war und alle es benutzten."

Ben: "Wie dem auch sei, jedenfalls kann es nicht schaden, sich auch
ein paar Gedanken zu machen, wie man seinen Plastikverbrauch
verringern kann."

Stefan: "Und dann befassen wir uns bei nächster Gelegenheit mit der
Vermeidung von etlichen Plastikprodukten und mit den bereits
entstandenen Plastikmüllbergen an Land und im Wasser. Was meinst du?"

Ben: "Okay, so machen wir das. Willst du bei uns zu Abend essen? Deine
Mutter hat doch Spätdienst. Es gibt frisch gekochtes Gemüse, kommt vom
Markt und nicht aus einer Plastikverpackung!"

Stefan: "Na, dann, gern."

Fortsetzung folgt ...



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:


https://www.bund.net/chemie/achtng-plastik/schadstoffe-in-plastik/

https://netzfrauen.org/2016/09/15/studie-eine-fortschreitende-verdummung-und-stetige-zunahme-von-verhaltens-und-entwicklungsstoerungen-bei-kindern-durch-umweltgifte-report-a-host-of-common-chemicals-endanger-child-brain-developme/
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GLEICHHEIT/6765: 560 schwerbewaffnete Polizisten stürmen Wohnungen der autonomen Szene in Berlin


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

560 schwerbewaffnete Polizisten stürmen Wohnungen der autonomen Szene in
Berlin

Von Gustav Kemper

17. November 2018



Am Donnerstagmorgen überfielen etwa 560 schwerbewaffnete Polizeibeamte
verschiedener Spezialeinsatzkommandos vier Wohnungen in der Rigaer- und der
Grünbergerstraße in Berlin Friedrichshain, der Reichenbergerstraße in
Kreuzberg sowie am Maybachufer in Neukölln. Dabei handelt es sich um
Wohnprojekte der autonomen Szene.

Auf veröffentlichten Videoaufnahmen sieht man, wie vermummte Polizisten des
SEK in der Rigaerstraße mit Maschinenpistolen, Rammböcken, Trennschleifern
und Leitern anrücken. Auf den Dächern der Nachbarhäuser wurden Polizisten
postiert während ein Hubschrauber die Szene von oben beobachtete.

Anwohner der Straßen durften sich während des martialischen Einsatzes nur
unter Begleitung der Polizei in ihrer eigenen Nachbarschaft bewegen. Sie
wurden bedroht und eingeschüchtert. Einige Anwohner der Rigaerstr.
berichten der WSWS, dass die Polizeipräsenz im Viertel ohnehin massiv sei
und man immer wieder in Polizeikontrollen gerate und sich ausweisen müsse.

Den bürgerkriegsähnlichen Einsatz betrachten viele als ein Vorspiel für die
Räumung einiger der verbliebenen autonomen Hausprojekte, deren Mietverträge
Ende des Jahres auslaufen. "Es geht alles nur um den Profit aus den
renovierten oder neu gebauten Wohnungen", sagt ein Anwohner. Der
rot-rot-grüne Senat wolle die Interessen der Eigentümer und Spekulanten
durchsetzen.

Innensenator Andreas Geisel (SPD) behauptete am Donnerstag in der
rbb-Abendschau, dass der Einsatz keinen politischen Hintergrund habe,
sondern es sich um "strafrechtliche Ermittlungen im kriminellen Millieu"
handele. Das ist eine offensichtliche Lüge. Der Vorwand, unter dem der
hochgerüstete Polizeieinsatz stattfand, ist völlig konstruiert.

Angeblich habe die Polizei Beweise für die Beteiligung von sieben
Jugendlichen, vier Männern und drei Frauen, alle Mitte 20, an einem
Überfall auf einen Spätkauf sicherstellen wollen, der sechs Monate zuvor,
im Mai dieses Jahre stattgefunden hatte. Bei der Wohnungsuntersuchung
wurden Kleidung, Schuhe, Handys und Laptops beschlagnahmt, vorgeblich um
sie mit DNA-Proben zu vergleichen, die nach der Schlägerei im Kiosk
gesichert wurden.

Ein Überfall wie dieser ereignet sich in Berlin wahrscheinlich jeden Tag
mehrfach: Eine junge Frau hatte vom Kiosk-Betreiber die Herausgabe eines an
sie adressierten Paketes verlangt, konnte sich nach Zeitungsberichten aber
nur mit ihrem Führerschein und ihrer Krankenversicherungskarte ausweisen.
Der Inhaber habe jedoch auf der Vorlage ihres Personalausweises bestanden
und die Herausgabe des Paketes verweigert. Der Presse erklärte er, sie habe
daraufhin wütend einige Schokoladentafeln heruntergerissen, worauf er sie
verfolgt und festgehalten habe, um sie der Polizei zu melden. Andere Kunden
hätten ihn jedoch davon abgehalten, da die Frau unter Tränen stand.

Kurze Zeit später betraten sieben Personen den Kiosk, stießen Weinflaschen
auf den Boden und ein Regal von der Theke. Der Inhaber griff sie daraufhin
an und schlug einen Eindringling ins Gesicht. Daraufhin wird er von anderen
zu Boden gerissen. All das ist auf einem Video festgehalten, das öffentlich
einsehbar ist.

Dass diese Szenen einen derartigen Aufmarsch schwerbewaffneter
Spezialkommandos rechtfertigen soll, ist schlichtweg absurd. Es geht auch
nicht einfach darum, die letzten verbliebenen autonomen Hausprojekte
zugunsten der Spekulanten zu räumen.

Ein solches Auftreten lässt sich nur damit erklären, dass sich der
rot-rot-grüne Senat darauf vorbereitet, soziale Aufstände und politischen
Protest massenhaft zu unterdrücken. Erst hat der Senat die ganze Stadt
kaputt gespart und die Armut auf Rekordhöhen getrieben und jetzt rüstet er
die Polizei auf und sendet sie wie eine Armee in die Wohnviertel, um für
Ruhe und Ordnung zu sorgen.

Schon Anfang des Jahres haben SPD, Grüne und Linkspartei die Aufrüstung der
Polizei und die Schaffung eines "Anti-Terror-Zentrums" beschlossen, in dem
verschiedene Einheiten der Polizei, des LKA und des BKA, darunter
Spezialeinsatzkommandos für Razzien, zusammengeführt werden.

Zudem beraten die drei Senatsparteien derzeitig über ein neues
Polizeigesetz [1] , das im Wesentlichen die Grundlagen für einen
Polizeistaat schafft. So sollen das Abhören von Telefongesprächen zur
Abwehr einer "drohenden Gefahr", der Einsatz von Schusswaffen für gezielte
Tötungen bzw. den sogenannten "finalen Rettungsschuss" und ein stärkerer
Ausbau der Videoüberwachung enthalten sein.

Entsprechend werden auch die Razzien nicht nur vom SPD-Innensenator,
sondern auch von seinen Koalitionspartnern getragen. Die Fraktion der
Linkspartei im Abgeordnetenhaus hat bisher kein Statement zu den
Bürgerkriegsszenen veröffentlicht und sich damit hinter ihre Regierung
gestellt. Der Linken-Politiker Hakan Tas störte sich lediglich an den
Bildern, die durch den Einsatz produziert wurden. "Hausdurchsuchungen mit
Sturmgewehren brauchen wir nicht", sagte er. "Wir sind doch nicht im
Kriegsgebiet. Diese Bilder sind nicht notwendig".


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/11/06/berl-n06.html
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AUSLAND/8889: Aus aller Welt - 18.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Franzosen protestieren gegen Anhebung der Benzinsteuer

In Frankreich haben an diesem Wochenende landesweit bis zu 290.000
Menschen gegen höhere Benzinpreise protestiert. Die von der
Protestbewegung "Gelbe Warnwesten" (gilets jaunes) mobilisierten
Demonstranten blockierten Straßen, Supermärkte und Tankstellen und
verursachten kilometerlange Staus. Die Aktionen wurden überschattet
von dem Tod einer 63jährigen Demonstrantin, die am Samstag von einer
Autofahrerin an einer Straßenblockade im Osten des Landes angefahren
worden war. Die Regierung von Staatschef Emmanuel Macron plant, die
Steuern auf Benzin und Diesel im kommenden Jahr weiter zu erhöhen.
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JUSTIZ/8889: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei schießt 19jährigen ins Bein

Bei einem Polizeieinsatz in einer Flüchtlingsunterkunft im Stadtteil
Dorstfeld im Westen von Dortmund ist ein junger Mann von einem
Beamten angeschossen worden. Die Polizei war wegen eines Streits
zwischen zwei 19jährigen Bewohnern gerufen worden. Dabei hatte einer
der jungen Männer seinen Kontrahenten leicht mit einem Messer
verletzt. Nach Angaben der Polizei griff der Tatverdächtige auch die
Beamten mit seinem Messer an. Weil sich der Mann auch durch Reizgas
nicht stoppen ließ, sei er durch einen Schuß in den Unterschenkel
gestoppt worden. Nach bisherigem Ermittlungsstand handelten die
Beamten in Notwehr.
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MILITÄR/8886: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Finanzministerium will Dienstzeit von Soldaten verlängern

Das Bundesfinanzministerium fordert offenbar eine längere Dienstzeit
für Angehörige der Bundeswehr und begründet dies mit der steigenden
Lebenserwartung in Deutschland. Wie das Spiegel-Magazin unter
Berufung auf ein Schreiben des Finanzministeriums an das
Verteidigungsministerium berichtete, sollen Berufssoldaten demnach
bis zum 65. Lebensjahr dienen, zwei Jahre länger als bisher.
Bundesfinanzminister Olaf Scholz dementierte, sich für eine längere
Arbeitszeit von Soldaten einzusetzen.
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POLITIK/8888: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Söder einziger Kandidat für CSU-Vorsitz

Der CSU-Vizevorsitzende Manfred Weber verzichtet wegen seiner
Spitzenkandidatur bei den europäischen Konservativen (EVP) bei der
Europawahl im kommenden Jahr auf die Möglichkeit, neuer Vorsitzender
seiner Partei zu werden. Wenn er die gesamte EVP in die Europawahlen
führe und EU-Kommissionspräsident werden könne, sei das für die CSU
eine große Chance, sagte Weber in einem Gespräch mit der Bild am
Sonntag. Zuvor hatte bereits Alexander Dobrindt, derzeit
CSU-Landesgruppenchef im Bundestag, mitgeteilt, daß er nicht für den
Parteivorsitz kandidieren werde. Damit bleibt der bayerische
Ministerpräsidenten Markus Söder der einzige Bewerber für den
Chefposten.
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SONSTIGES/8887: Tragisches und Kurioses - 18.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wirbelsturm "Gaja" richtet große Schäden im Osten Indiens an

Im indischen Bundesstaat Tamil Nadu im Osten des Landes sind
mindestens 33 Menschen durch einen Wirbelsturm und starke Regenfälle
ums Leben gekommen. Mit Windgeschwindigkeiten von bis zu 120
Stundenkilometern zerstörte der Zyklon Tausende Häuser und
entwurzelte mehr als 100.000 Bäume. Zudem sei eine große Anzahl an
Tieren bei den Überschwemmungen in den ländlich strukturierten
Gebieten umgekommen, teilte der Katastrophenschutz mit. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7972: Aus Forschung und Technik - 18.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Cygnus-Kapsel zur Internationalen Raumstation gestartet

Einen Tag nach dem Start eines unbemannten russischen
Raumtransporters vom Kosmodrom Baikonur hat sich auch das
Versorgungsschiff "Cygnus" auf dem Weg zur Internationalen
Raumstation ISS gemacht. Wie die US-Raumfahrtbehörde NASA mitteilte,
brachte eine Antares-Rakete die Kapsel vom Startplatz Wallops Island
(Virgina) in den Weltraum. Die Ankunft des russischen Transporters
ist für Sonntagabend geplant. Das mit 3,3 Tonnen Nachschub beladene
US-Frachtschiff wird voraussichtlich am Montagmorgen an der
Raumstation andocken.
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AUSLAND/7985: Aus aller Welt - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Gedenken an Niederschlagung des Studentenaufstands in Athen 1973

In Athen und anderen Städten Griechenlands haben am Samstag Tausende
von Demonstranten der blutigen Niederschlagung der Studentenrevolte
vor 45 Jahren gedacht. Damals waren mindestens 24 Menschen ums Leben
gekommen. In der Hauptstadt zogen laut Polizeiangaben mindestens
12.000 Menschen zur Botschaft der USA, wobei sie in Sprechchören
gegen Kapitalismus, Imperialismus, Faschismus, die NATO und die von
den USA geführten Kriege protestierten. Die USA hatten das Regime der
Obristen in den Jahren 1967 bis 1974 unterstützt. Die
Studentenrevolte am Polytechnikum in Athen leitete den Niedergang der
Militärdiktatur von Papadopoulos ein. Die Gedenkmärsche in
Griechenland finden jedes Jahr statt. In Athen wird dem
Demonstrationszug die blutverschmierte Fahne vorangetragen, die bei
der Niederschlagung des Aufstands über dem Polytechnikum wehte.
Ministerpräsident Alexis Tsipras forderte mit Hinweis auf den Mut der
damaligen Diktaturgegner neue Kämpfe gegen Faschismus, die extreme
Rechte und den neoliberalen Absolutismus. Nach dem Gedenkmarsch
lieferten sich starke Polizeikräfte in dem von vielen Studenten
bewohnten Stadtteil Exarchia Auseinandersetzungen mit Autonomen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7944: Medizin und Gesundheitswesen - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Frühzeitige Fiebersenkung bei Intensivpatienten umstritten

Nicht wenige halten Fieber für eine physiologische Reaktion des
Körpers zur Verbesserung der Abwehrreaktion. Trotzdem erhalten
Intensivpatienten mit ihrem problematischen Gesundheitszustand bei
Fieber oftmals Medikamente wie Paracetamol, um die erhöhten
Temperaturen möglichst frühzeitig zu senken. Begründet wird es damit,
daß dadurch eine weitere Kreislaufbelastung vermieden wird.
Allerdings haben Paul Young vom Wellington Regional Hospital und
Mitarbeitern festgestellt, daß eine frühzeitige Behandlung von Fieber
mit Paracetamol die Prognose der Patienten nicht verbessern kann.
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JUSTIZ/7973: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Kein Platz für Obdachlose auf Dortmunds Straßen

Wer in Dortmund als Obdachloser auf Straßen oder in Anlagen auf
hierfür nicht besonders freigegebenen Flächen lagert, campiert oder
übernachtet und deswegen von Mitbürgern zur Anzeige gebracht wird,
wird des Platzes verwiesen. Bei erneutem Antreffen kann das
Ordnungsamt eine Verwarnung aussprechen und 20 Euro einfordern. Das
Bußgeld erhöht sich auf 48 Euro, wenn der Betroffene nicht zahlen
kann. Bleibt es bei der Zahlungsunfähigkeit, droht Ersatzhaft. Wie der
WDR berichtete, kam es allein in diesem Jahr zur Anwendung von 464
derartigen Maßnahmen gegen Obdachlose. In 265 Fällen wurde ein
Verwarngeld eingefordert. Das Straßenmagazin Bodo gibt die Zahl der
Obdachlosen in der Stadt mit mindestens 400 bis 500 an. Ihnen stehen
266 Schlafplätze, davon 122 richtige Notschlafstellen, zur Verfügung.
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KULTUR/7896: Sprache, Kunst und Medium - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



ARD-Fernsehserie "Lindenstraße" läuft nach 34 Jahren aus

Nach gut 34 Jahren wird die ARD-Fernsehserie "Lindenstraße"
eingestellt. Das gab der federführende WDR bekannt. Demnach haben sich
die Delegierten der Fernsehprogrammkonferenz der ARD mehrheitlich
gegen eine Verlängerung des Produktionsvertrages mit der Geißendörfer
Film- und Fernsehproduktion ausgesprochen.

Laut Westdeutschem Rundfunk (WDR) wird die letzte der seit 1985
wöchentlich ausgestrahlten Folgen im März 2020 gesendet.

Das nachlassende Zuschauerinteresse und die unvermeidbaren Sparzwänge
seien nicht in Einklang zu bringen mit den Produktionskosten für die
hochwertige Serie, erklärte Volker Herres, Programmdirektor Erstes
Deutsches Fernsehen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7963: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Dutzende Zivilisten bei Luftangriffen auf IS in Syrien getötet

Die von kurdischen Soldaten dominierten Syrischen Demokratischen
Kräfte (SDF) vertreiben zur Zeit mit Luftunterstützung der
internationalen Koalition der USA die Dschihadistenmiliz "Islamischer
Staat" (IS) aus ihrem letzten Ressort im Osten Syriens. Dabei wurden
bei Angriffen auf das Dorf Abu Husn in der Provinz Deir Essor 43
Angehörige von IS-Kämpfern, darunter 17 Kinder und zwölf Frauen,
getötet. Die Identität von sieben weiteren Toten wurde noch nicht
geklärt. Das meldete die Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte aus London. Ihre Angaben können in der Regel nicht
unabhängig geprüft werden. Nach Angaben des US-Militärs hat die
Koalition in der Region zwischen Freitagabend und Samstagnachmittag
19 Angriffe geflogen. Zuvor will man sichergestellt haben, daß sich
keine Zivilisten in der Nähe der Angriffsziele aufhielten. Zehn
weitere Angriffe in der Region waren den Angaben zufolge mit der
Koalition nicht abgestimmt gewesen. Am vorangegangenen Dienstag waren
in der Ortschaft al-Schaafa 32 Familienangehörige von IS-Kämpfern bei
Luftangriffen getötet worden. Seit Beginn der Offensive im September
wurden der Beobachtungsstelle zufolge mindestens 191 Zivilisten,
darunter 65 Kinder und 45 Frauen, getötet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7977: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Baden-Württemberg duldet Migranten in Pflegeberufen

In Baden-Württemberg ist am Samstag eine neue Regelung in Kraft
getreten, welche Migranten in Pflegeberufen einen Aufenthaltsstatus
gewährt. Nach Angaben des für Migration zuständigen Innenministers
Thomas Strobl setzt die Landesregierung damit eine Vereinbarung aus
dem Koalitionsvertrag von Union und SPD um. Demnach sind Ausländer,
die einen Pflegeberuf erlernen, einige Zeit vor Abschiebung
geschützt. Sie können ihre Helferausbildung und anschließend eine
Alten- oder Krankenpflegeausbildung abschließen. Danach dürfen sie
noch zwei Jahre im Land bleiben. Wer seine Ausbildung abbricht,
verliert seinen Duldungsstatus. Die Pflegeeinrichtungen sind
verpflichtet, den Ausbildungsabbruch der Ausländerbehörde zu melden.
Ein Wechsel des Ausbildungsplatzes ist nicht möglich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7946: Tragisches und Kurioses - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



In Kaliforniens Norden werden über 1000 Menschen vermißt

Die Zahl der Toten nach den Großbränden im US-Bundesstaat Kalifornien
ist weiter gestiegen. Während sich die Lage in Malibu, also an
Kaliforniens südlicher Pazifik-Küste, allmählich normalisiert, wüten
die Brände im Norden des Bundesstaates rund um die Kleinstadt Paradise
weiter.

In der "Camp"-Feuer genannten Katastrohenregion mit der Kleinstadt
Paradise und weiteren zwei kleinen Siedlungen als Zentrum, die nur
über eine enge öffentliche Straße westlich des Oroville Sees zu
erreichen sind, werden praktisch täglich Leichen von Menschen
gefunden, die den Bränden nicht entkommen konnten. Inzwischen liegt
die Zahl der Opfer bei deutlich über 70. Dabei gelten nach
Behördenangaben aber noch mehr als 1000 Menschen als vermißt. Selbst
wenn es bei den Erhebungen momentan noch zu Doppelzählungen kommen
kann, ist also weiter mit vielen Toten zu rechnen.

In der knochentrocknen Waldregion wurden bisher mindestens 9.700
Gebäude sowie 144 Wohnhäuser ein Raub der Flammen. Die Orte und
Wohnwagensiedlungen sollen praktisch völlig zerstört sein.

Nach Berichten der ARD Tagesschau hat US-Präsident Donald Trump
inzwischen sowohl Malibu als auch Paradise einen Besuch abgestattet,
um sich vor Ort ein Bild von der Lage machen, wie es nach Angaben des
Weißen Hauses hieß.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7974: Arbeit, Soziales und Familie - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Protest gegen geplantes Polizeigesetz in Sachsen

Am Samstagnachmittag haben in Dresden rund 1500 Bürger gegen das
geplante Polizeigesetz für Sachsen protestiert. Zu der Demonstration
hatte das landesweite Bündnis "Polizeigesetz stoppen" aufgerufen. An
der Kundgebung beteiligten sich Linke, Grüne und Piraten sowie der
Chaos Computer Club. Die Demonstranten monierten
Grundrechtsbeschneidungen durch das geplante sächsische
Polizeivollzugsdienstgesetz und das Polizeibehördengesetz vor allem
durch die bevorstehende Ausweitung der Video- und
Telekommunikationsüberwachung sowie die Einführung des
Gefährderbegriffes und die Ausstattung von Sonderpolizei mit
Maschinengewehren und Handgranaten.

Den Gesetzentwürfen nach soll in einem 30 Kilometer breiten Streifen
entlang der Grenzen zu Tschechien und Polen eine Videoüberwachung mit
automatischer Gesichtserkennung installiert werden. Polizeimaßnahmen
gegen sogenannte Gefährder wie Observierung, Aufenthalts- und
Kontaktverbote, Fußfesseln sowie Überwachung von Telekommunikation
und Wohnung werden möglich, bevor die Betroffenen eine schwere
Straftat begangen haben. Das gilt auch für Kontaktpersonen. Was unter
einem Gefährder zu verstehen ist, wird nicht öffentlich definiert.
Berufsgeheimnisträger wie Ärzte, Psychotherapeuten und Journalisten
sollen ohne ihr Wissen im Vorfeld einer Straftat abgehört werden
können. Der Landtag hatte am Montag vor einer Woche über die
Gesetzesänderungen debattiert. Diese sollen im Herbst nächsten Jahres
in Kraft treten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7955: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Schneeleopard vom Aussterben bedroht

Tierschützer warnen, daß der Schneeleopard aussterben könnte. Der
Grund: Die ohnehin schon stark gefährdete Population der
Schneeleoparden wird nach Einschätzung der Experten in den nächsten
Jahren bis zu 30 Prozent ihres Lebensraumes in den zentralasiatischen
Gebirgen verlieren, wenn die durch den Klimawandel ausgelöste
Erwärmung weiter fortschreitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7962: Märkte und Finanzen - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Stromanbieter wollen Preise zum Jahreswechsel anziehen

Viele Stromlieferanten in Deutschland ziehen mit dem Jahreswechsel
die Gebühren in der Grundversorgung um durchschnittlich vier bis fünf
Prozent an, wie zum Ende der Ankündigungsfrist für mögliche
Preiserhöhungen am kommenden Dienstag bekannt wurde. Der
Branchenverband BdEW begründet die Teuerung mit den innerhalb von
zwei Jahren um mehr als die Hälfte gestiegenen Beschaffungskosten für
Strom und den höheren Kosten für CO2-Emissionszertifikate. Die
Bundesnetzagentur gibt den Anteil der Beschaffungskosten am
Strompreis mit rund 22 Prozent an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7978: Aus Forschung und Technik - 18.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Passwörter könnten schon bald zum Auslaufmodell werden

Passwörter sind vielen ein Graus. Obgleich Experten empfehlen, für
jeden Bereich ein eigenes Passwort zu kreieren, richten sich die
wenigsten danach. Doch Abhilfe scheint möglich. So arbeitet der
Internet-Konzern Google an Verfahren zur Authentifizierung, die auf
die Verwendung von Passwörtern verzichten können. Angedacht ist unter
anderem der Einsatz von Smartphones für die Anmeldung. Nach der
Eingabe der E-Mail-Adresse erscheint auf diesem eine
Benachrichtigung, mit der per einfachem Fingertipp eine Bestätigung
der Anmeldung möglich ist. Ein Passwort ist nicht mehr notwendig.
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INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBAND/2331: Mit neuer Agrarpolitik Klima schützen (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 16. November 2018

Mit neuer Agrarpolitik Klima schützen

Kurz vor Klimakonferenz: EU-Agrarminister beraten GAP-Reform in
Brüssel



Berlin, 16.11.2018. "Wenn die EU-Staaten über die Reform der Gemeinsame
EU-Agrarpolitik (GAP) debattieren, muss Klimaschutz im Fokus stehen", sagt
Felix Prinz zu Löwenstein, Vorsitzender des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), anlässlich des Treffens der europäischen
Landwirtschaftsminister kommenden Montag in Brüssel. "Die Landwirtschaft
steckt in einem Teufelskreis. Als wesentlicher Produzent von Treibhausgasen
schadet Landwirtschaft dem Klima. Und die Klimakrise schadet den Bauern."
Nicht nur die Dürre in diesem Sommer zeigt das deutlich.

Die GAP bestimmt mit Milliarden Euro Steuergeld, welche Landwirtschaft sich
lohnt. Das wichtige Ziel der EU für die GAP-Reform: 40 % der Agrargelder
sollen in Klimaschutz investiert werden. "Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner muss dafür sorgen, dass die GAP die Bauern honoriert, die
klima- und umweltfreundlich wirtschaften. Nur so schonen wir die
Ressourcen, die wir auch künftig für den Anbau unserer Lebensmittel
brauchen. Und nur so bekommen Landwirte Einkommensperspektiven und ihre
Produktionsweise findet neuen Rückhalt bei den Bürgern." Klöckner muss den
Ausstieg aus einer Agrarpolitik einleiten, die Landwirtschaft auch dann
subventioniert, wenn sie dem Klima schadet.

In Deutschland kommt es darauf an, vor allem in den Hotspots weniger Tiere
zu halten. Denn schädliche Emissionen aus dem Überschuss an Gülle und
künstlichem Stickstoffdünger tragen wesentlich dazu bei, das Klima zu
überhitzen. Die GAP-Mittel müssen deshalb gezielt den Betrieben helfen, auf
tier- und klimagerechte Haltungssysteme umzubauen. Bei Bio kommen nur so
viele Tiere auf die Fläche wie Klima, Boden und Wasser vertragen.
Energieaufwändige Mineraldünger sind tabu. Das schützt Ressourcen - auch
was die Klimaverträglichkeit des Futters angeht.

"Dass die Bundesregierung das Ziel 20 % Ökologische Landwirtschaft aus dem
Koalitionsvertrag umsetzt, ist für eine erfolgreiche Klimaschutzpolitik
essentiell. Es ist Klimaschutzpolitik, wenn Bauern dabei unterstützt
werden, mit Humusaufbau überschüssigen Kohlenstoff dauerhaft im Boden
festzulegen. Auch die Widerstandskraft gegen die Folgen der
Klimaveränderungen wird so gestärkt. Für all das können Julia Klöckner und
ihre Kollegen bei der GAP jetzt die Weichen stellen", so Löwenstein."


Hintergrund

Die Legislativvorschläge für die Gemeinsame EU-Politik der EU-Kommission
sehen vor, 40 % des Steuergeldes in Klimaschutz zu investieren. Dieses
wichtige Ziel wird Europa jedoch verfehlen, wenn es keine wirksamen
Maßnahmen ansetzt. Das ist aktuell der Fall. Völlig unverständlich ist
etwa, dass pauschale Anrechnungen für die sogenannten Direktzahlungen
geplant sind. Es würde also weiter Steuergeld für Flächenbesitz ausbezahlt,
egal ob Landwirtschaft auf diesen Flächen klimafreundlich betrieben wird
oder nicht. Klimaschutz wäre dem Zufall überlassen. Auch der Vorschlag,
dass die wichtigen Umweltmaßnahmen (Ecoschemes) pauschal für Klimaschutz
angerechnet werden dürfen, ist noch nicht zu Ende gedacht - schließlich
trägt nicht jede Umweltmaßnahme dazu bei, das Klima zu schützen.

Der Klimaschutzbericht 2018 zeigt, dass Deutschland seine Klimaziele
verfehlt. Auch der Agrar- und Ernährungssektor mitverursachen die
Klimakrise. Wenn man alles - von der Futterproduktion in Übersee bis zu den
Kühltheken des Lebensmittelhandels - einpreist, machen die Sektoren fast 20
% der gesamten Emissionen aus. 2016 verursachte allein die Landwirtschaft
fast 60 % der Methan- und 80 % der Lachgasemissionen. Laut Klimaschutzplan
2050 der Bundesregierung sollen die Emissionen aus der Landwirtschaft bis
2030 um 31 bis 34 % sinken. Das Minderungsziel bezieht sich auf die
Emissionen im Jahr 1990 - und entspricht einer Reduktion auf 58 bis 61 Mio.
t CO2-Äquivalente bis 2030 (2016: 72 Mio t CO2-Äquivalente).

Bis Mitte des Jahrhunderts müssen die Emissionen aus der Landwirtschaft um
mindestens 60 % sinken. Das BMEL ist hier verantwortlich, entsprechend
wirksame Vorschläge in das Maßnahmenprogramm der Bundesregierung für das
Handlungsfeld Landwirtschaft einzubringen. Am 20. November wird die
Bundesregierung den Stand des Maßnahmenprogrammes vorstellen - die
Verabschiedung im Kabinett ist für den Frühling 2019 geplant. Damit das
Programm rechtlich verbindlich wird, sieht der Koalitionsvertrag ein Gesetz
vor. Mit diesem sollen die Klimaziele eingehalten und die Umsetzung der
Sektorziele sichergestellt werden.


Welche Maßnahmen und Weichenstellungen die Landwirtschaft
klimafreundlich machen, lesen Sie in "Wann, wenn nicht jetzt -
Maßnahmenprogramm Klimaschutz 2030 der Zivilgesellschaft", s.:

https://www.klima-allianz.de/presse/meldung/wann-wenn-nicht-jetzt-
klimaziele-2030-zivilgesellschaft-legt-massnahmenprogramm-vor/

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





LEISTUNGEN/621: Hartz IV - Paritätischer begrüßt Überlegungen von Nahles und Heil (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 17. November
2018

Hartz IV: Paritätischer begrüßt Überlegungen von Nahles und Heil



Ausdrücklich unterstützt der Paritätische Wohlfahrtsverband die
Überlegungen von SPD-Partei- und Fraktionsvorsitzender Andrea Nahles und
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil zur Überwindung von Hartz IV. Die
grundsätzlichen Aussagen gingen in die richtige Richtung. Die
Grundsicherung müsse vom Hilfebeziehenden aus gedacht werden und dürfe sich
nicht in erster Linie vom Gedanken leiten lassen, wie sich Missbauch
verhindern lässt.

"Insbesondere die kritischen Äußerungen zu den Strafen in Hartz IV zeigt,
dass nun auch in der Spitze der SPD Bewegung hinsichtlich der Abschaffung
von Sanktionen gekommen ist", so Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands. "Wir brauchen ein Grundsicherungssystem, das
angstfrei funktioniert, Teilhabe ermöglicht und auf Sanktionierung und
Drangsalierung vollständig verzichtet."

Auch die Forderung nach einer Kindergrundsicherung, die Kinder auf jeden
Fall vor Hartz IV bewahrt, begrüßt der Paritätische mit Nachdruck. Der
Verband macht jedoch darauf aufmerksam, dass sich alle Überlegungen
letztlich daran messen lassen müssen, ob die Grundsicherungsleistungen
wirklich existenzsichernd sind und Teilhabe ermöglichen, was derzeit nicht
der Fall sei.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





DISKUSSION/434: Aachen - "Rheinisches Braunkohlerevier: Wie soll das Leben in unserer Region in Zukunft aussehen?", 21.11.2018


Das Ev. Erwachsenenbildungswerk im Kirchenkreis Aachen und der
Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. laden herzlich zu folgender
Veranstaltung im Rahmen der Mittwochswerkstatt "Zukunft gestalten" ein:

"Rheinisches Braunkohlerevier: Wie soll das Leben in unserer Region in
Zukunft aussehen?"

Termin: 21. November 2018, 18.00 Uhr



Ort: Haus der Evangelischen Kirche

Frère-Roger-Str. 8-10, 52062 Aachen

Referenten:

Andreas Büttgen,

Antje Grothus (Mitglied der "Kohlekommission")

Jutta Schnütgen-Weber


Worum geht es?

Im Koordinierungskreis Strukturwandel haben sich Vertreter von über
zwanzig Organisationen der Zivilgesellschaft zusammengefunden, um diese
Frage gemeinsam zu beantworten. Entstanden ist so das Konzept
"Lebensraum Rheinisches Revier - gutes Leben und gute Arbeit".

Anhand von acht Leitlinien wird darin eine Vision entworfen, die auf der
Vernetzung wesentlicher Bereiche unseres Lebens basiert. Der
Strukturwandel wird dabei als Chance verstanden, das Rheinische Revier
für die Zukunft so aufzustellen, dass ein gutes und nachhaltiges Leben
in Einklang mit den im Pariser Klimaschutzabkommen definierten Zielen
möglich ist.

Wir freuen uns, dass Andreas Büttgen, Antje Grothus und Jutta
Schnütgen-Weber Ihnen das Konzept, welches auch Eingang in den
Zwischenbericht Strukturwandel der "Kohlekommission" gefunden hat, im
Rahmen der Mittwochswerkstatt vorstellen.

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com
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INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2300: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 19. bis 21. November 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 47. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

wir kommen in einem neuen Design daher. Seit Dienstag haben wir eine
überarbeitete Homepage, die nicht nur ein wenig anders aussieht, sondern
sich an die veränderten Internetgewohnheiten angepasst hat. Als die alte
Homepage ans Netz ging, waren Mobilgeräte noch nicht dominierend für die
Internetnutzung. Heute sieht das anders aus, weshalb jetzt auch unsere
Seite anders aussieht und sich nun z.B. an kleinere Displays automatisch
anpasst. Sie finden natürlich weiterhin unsere Veranstaltungen,
Publikationen, antiquarischen Bücher und vieles mehr. Wir freuen uns, wenn
Sie die Seite erkunden und uns mitteilen, was ihnen gut gefällt, was
weniger gut und was eventuell noch nicht (wieder) funktioniert. Denn
momentan haben wir alle Hände voll zu tun mit dem Feinschliff.

Das hält uns natürlich nicht davon ab, Veranstaltungen durchzuführen. Am
Montag diskutieren wir am neuen Standort (!) der taz über die
Medienstrategien der AfD, Dienstag gibt es wie gewohnt den Seniorenklub und
am Mittwoch berichtet Annette Leo über die traurige Geschichte des von den
Nazis ermordeten Jugendlichen Willy Blum.


Montag, 19. November 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Extreme Rechte

Medienstrategien der AfD

ReferentInnen: Malene Gürgen (taz, Mitglied im Rechercheprojekt "Das
Netzwerk der AfD") und Georg Gläser (Uni Köln)

Moderation: Dr. Gerd Wiegel

Kosten: 2,00 Euro

Ort: taz-Café, Friedrichstraße 21, 10969 Berlin


Dienstag, 20. November 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr


Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Lachend überleben lernen

Von der Ermutigung aus jüdischen Witzen

Referent: Prof. Dr. Heinrich Fink

Moderation: Dr. Siegfried Wein

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Mittwoch, 21. November 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Literatur und Gesellschaft

Das Kind auf der Liste - Die Geschichte von Willy Blum und seiner
Familie

Referentin: Dr. Annette Leo

Moderation: Birgit Pomorin

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Ankündigung

Freitag, 30. November 2018, 14:00 bis 20:00 Uhr

Konferenz

100 Jahre Austromarxismus an der Macht

Der österreichische Weg zwischen Realpolitik und Revolution
Programm

14:00 Uhr Begrüßung und Eröffnung, Dr. Alexander Amberger

14:30 Uhr Otto Bauer und die österreichische Revolution 1918/19, Prof.
Richard Saage

15:30 Uhr Die bauliche Signatur des Roten Wien, Doz. Dr. Wolfgang
Maderthaner (Generaldirektor Österreichisches Staatsarchiv, Wien)

16:30 Uhr Kaffeepause/Imbiss

17:00 Uhr Leben und Wirken von Dr. Wanda Lanzer und ihre Bedeutung für die
Erwachsenenbildung, Mag. Barbara Kintaert (Arbeiterkammer Wien - Bibliothek
/ SOWIDOK)

18:00 Uhr Die Gesundheitspolitik im Roten Wien, Dr. Barbara Sauer
(Historikerin, Wien)

19:00 Uhr Abschlusspodium 

Kosten: 5,00 Euro / ermäßigt 3,00 Euro (inkl. Imbiss). Wir bitten um
Anmeldung.

Ort: Helle Panke e.V., Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATION

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 221: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre politischen
Konsequenzen (II)

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus 

Konferenzbeiträge, Teil 2 (Teil 1 erschien als Heft 217), Berlin 2018, 48
Seiten

Inhalt

* Boris Kanzleiter: Die affirmative Revolte "1968" in der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien (SFRJ)

* Judith Dellheim: Zur Wirtschaftspolitik des "Prager Frühlings"

* Annette Vogt: Auseinandersetzungen zur Anwendung mathematischer Methoden
in der Planung in der UdSSR am Beispiel des Mathematikers Leonid V.
Kantorovich

* Erika Maier: Können die Reformansätze der 60er Jahre für eine
sozialistische Alternative hilfreich sein?


Heft 220: Revolution gegen Kaiser und Krieg 1918/19 (II)

Für demokratische Republik, Frieden und Sozialismus? Teil 2: Akteure der
Novemberrevolution, Berlin 2018, 56 Seiten

Inhalt

- Stefan Bollinger: Vorbemerkung

- Marga Voigt: Gegen Kaiser und Krieg - für Revolution und internationalen
Sozialismus

Aus Clara Zetkins Briefen 1915-1920

- Ottokar Luban: Die verfrühte Gründung der Kommunistischen Partei
Deutschlands (Spartakusbund)

- Mario Hesselbarth: Die USPD und der Thüringer Weg

- Gisela Notz: Der Kampf ums Frauenwahlrecht. Frauen auf dem Weg in
Nationalversammlung und Reichstag

- Vera Bianchi: Der Syndikalistische Frauenbund (1920-1933)

- Stefan Bollinger: Unsere Revolution? Von den Schwierigkeiten des Lernens


Heft 219 Revolution gegen Kaiser und Krieg 1918/19 (I)

Für demokratische Republik, Frieden und Sozialismus? Teil 1: Zum Platz der
Novemberrevolution in der Geschichte, Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

- Stefan Bollinger: Vorbemerkung

- Stefan Bollinger: Ohne Kaiser und Generale? Radikaler Bruch, Frieden,
Demokratie - die zwiespältigen Resultate einer deutschen Revolution

- Klaus Gietinger: November 1918 - Der verpasste Frühling des 20.
Jahrhunderts.

Was verhinderte damals den Frühling?

- Gerhard Engel: Potenzen und Grenzen der Räte in der deutschen Revolution
1918/19

- Christiane Sternsdorf-Hauck: Frauen in der bayrischen Revolution und
Räterepublik 1918/19

- Dietmar Lange: Generalstreik und Märzkämpfe in Berlin 1919

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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SCHACH-SPHINX/06750: Ungeduld - Stolperstein ersten Ranges (SB)


Ungeduld ist die größte, verderblichste Leidenschaft für einen
Schachspieler. Der innere Zwang, eine Partie auf Biegen und Brechen
für sich zu entscheiden, wenngleich der Siegesweg nur über ein
langwieriges Endspiel zu erzielen ist, verführt selbst gestandene
Großmeister dazu, kopflos zu handeln und damit dem Kontrahenten
unverhofft Chancen auf Rettung einzuräumen. Das heutige Rätsel der
Sphinx ist ein typisches Beispiel für diese Art von Überhastetheit.
Der argentinische Großmeister Miguel Najdorf führte die weißen Steine,
und er hatte eine gewonnene Stellung. Mit 1.Ld6-e5! Lg7xe5 2.Te1xe5
Sd5-b4 3.Sd4xf3 Ta8xa2 4.Ta1xa2 Td8-d1+ 5.Kg1-h2 Sb4xa2 hätte er auf
einen soliden Mehrbauern pochen und die Partie nach und nach, langsam,
aber unwiderstehlich gewinnen können. Doch Najdorf verhaspelte sich
und zog 1.Sd4-b5?, mit dem Ziel, den gefangenen schwarzen Läufer auf
f3, der kein sicheres Rückzugsfeld besaß, zu erobern. Der Gedanke war
verlockend, wurde jedoch durch eine bemerkenswerte Kombination seines
Kontrahenten Wassily Smyslow durchkreuzt, Wanderer, der damit das
Remis noch erreichen konnte.






[image: SCHACH-SPHINX/06750: Ungeduld - Stolperstein ersten Ranges (SB)]



Najdorf - Smyslow

Groningen 1946


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ziel der weißen Kombination war natürlich der in der Mitte
steckengebliebene schwarze König. Nach 1...f7-f6 opferte Botwinnik mit
2.Dd3-g3! den Springer und eröffnete damit die Jagd auf Euwes
Majestät: 2...f6xe5 3.Dg3-g7 Th8-f8 4.Tc1-c7 Db6xc7 - war notwenig
geworden, da 4...Db6-d6 5.Tc7xb7 d4-d3 6.Tb7-a7 Dd6-d8 7.Dg7xh7 rasch
verliert - 5.Dg7xc7 Lb7-d5 6.Dc7xe5 d4-d3 7.De5-e3 Ld5-c4 8.b2-b3 Tf8-
f7 9.f2-f3! - umständlich wäre 9.b3xc4 Tf7-d7 10.De3xe6+ Ke8-d8
gewesen - 9...Tf7-d7 10.De3-d2 e6-e5 11.b3xc4 b5xc4 12.Kg1-f2 Ke8-f7 -
oder 12..c4-c3 13.Dd2xc3 d3-d2 14.Dc3-c8+ Ke8-e7 15.Dc8xd7+ Ke7xd7
16.Kf2-e2 - 13.Kf2-e3 Kf7-e6 14.Dd2-b4 Td7-c7 15.Ke3-d2 Tc7-c6 16.a2-
a4 und Schwarz streckte die Waffen.
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INFOPOOL / TIERE / TIERRECHTE





AKTION/008: Demonstration bildet Abschluss der "Climate & Justice Games" (Climate & Justice Games)


Climate & Justice Games - Pressemitteilung vom 17.11.2018 - 18:03 Uhr

Demonstration bildet Abschluss der "Climate & Justice Games"



"Schluss mit der Eurotier - Gerechtigkeit, jetzt und hier": unter
diesem Motto versammelten sich am heutigen Samstag um 13:00 ungefähr
200 Menschen, um gegen Tierproduktion, für Klimagerechtigkeit und gegen
die Ausbeutung von Mensch, Tier und Natur zu demonstrieren.
Vorangegangen war eine Woche von vielfältigen Aktionen und Protesten im
Rahmen "Climate & Justice Games".

Die Demonstration traf am Georgsplatz mit einer weiteren
Demonstrationen für offene Grenzen sowie einer Gegendemonstration zu
"Hagida" zusammen. "Statt Menschen auf der Flucht sterben zu lassen,
fordern wir offene Grenzen und die Bekämpfung von Fluchtursachen",
erklärte hierzu Mitveranstalterin Eleonore K. Transparente mit der
Aufschrift "Fluchtursachen bekämpfen - Tierindustrie stoppen!"
verdeutlichen den Wunsch der Aktivist*innen, gesellschaftlicher Krisen
zusammenzudenken und die berechtigte Interessen der Lebewesen auf
diesem Planten nicht gegeneinander auszuspielen.

Die Polizei begleitete die Demonstrierenden hoch zu Ross.


Hintergrund:

Zum Anlass der EuroTier-Messe, der weltweit größten Fachmesse für
Tierhaltung, haben Gruppen aus dem Klima-, Umwelt- und
Tierrechtsspektrum zu Climate & Justice Games in Hannover aufgerufen.
Climate & Justice Games sind Aktionstage, bei denen kleine Gruppen auf
unterschiedliche Weise ihren Protest zum Ausdruck bringen können. Um
deutlich zu machen, dass die Ausbeutung von Menschen, Tieren und der
Natur nicht losgelöst voneinander zu betrachten ist, und um die
gemeinsamen Kämpfe von vielen linken und sozialen Bewegungen zu stärken,
haben die Veranstalter*innen Klima und Gerechtigkeit gleichermaßen in
den Fokus gerückt. Neben der EuroTier-Messe stehen deshalb auch andere
Aktionsziele auf dem "Spielplan". Das Ziel soll sein, ganz
unterschiedliche Orte und Akteure, die für den Klimawandel, soziale
Ungerechtigkeit und Tierausbeutung stehen, aufzuzeigen und zu stören.

 * 

Quelle:

Climate & Justice Games

E-Mail: info@climate-and-justice.games

Internet: https://climate-and-justice.games
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AKTION/007: Vierter Aktionstag in Hannover (Climate & Justice Games)


Climate & Justice Games - Pressemitteilung vom 17.11.2018 - 11:34 Uhr

Vierter Aktionstag der Climate & Justice Games in Hannover: 

Blockade eines Messeeingangs, Kleister, Kreide und viele Aktionen in der
Innenstadt



Der Freitag markierte den bisherigen Höhepunkt der Climate & Justice
Games in Hannover, eine Reihe von Aktionen fand über den Tag verteilt in
der Innenstadt Hannover wie auch am Gelände der EuroTier-Messe statt.

Am Morgen blockierten etwa 25 Umwelt- und Tierrechtsaktivist*innen mit
einer Sitzblockade den nördlichen EuroTier-Eingang. Kurz darauf fanden
weitere Protest-Aktionen direkt vor der EuroTier statt: unter anderem
protestierten Aktivist*innen von der Kampagne "Free the Soil" gegen den
Kunstdüngerkonzern YARA, indem sie als Kunstdüngersäcke verkleidet blaue
Pillen ausgaben, die den Klimawandel vergessen lassen sollten.
Am Nachmittag protestierten gut 30 Aktivist*innen vor dem
niedersächsischen Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft für einen
Systemwechsel in der Landwirtschaftspolitik. Im Anschluss daran führten
die Aktivist*innen eine symbolische Schließung einer Primark-Filiale
wegen Ausbeutung und Umweltzerstörung durch, und forderten mit
Staubmasken ausgestattet am Niedersächsischen Verkehrsministerium eine
Verkehrswende.

Den Tag über fanden auch umfassende anlasslose Polizeikontrollen und
zwei Gewahrsamnahmen statt.

In den vorhergehenden Aktionstagen von Dienstag bis Donnerstag fanden
bereits eine Reihe von Aktionen sowohl am Gelände der EuroTier-Messe als
auch der Innenstadt Hannovers statt: am Montag, noch vor Beginn der
EuroTier-Messe, entrollten die Umweltorganisationen Robin Wood und
Mighty Earth an einem Futtermittelwerk in Haren ein Transparent. Am
Dienstag folgte eine Sitzblockade der Gruppe Kampagne gegen Tierfabriken
vor dem Agrarkonzern Cargill in Haren sowie zwei Kundgebungen in der
Innenstadt Hannovers der Tierrechtsgruppe Animal Rights Watch.
Der Mittwoch begann mit einem kreativen Adbusting in der Hannoveraner
Innenstadt: Aktivist*innen ersetzten Werbeplakate durch
tierhaltungskritische Motive. Am Nachmittag entrollte die Gruppe Animal
Climate Action in den Messehallen ein Transparent, anschließend zogen
sie durch mehrere Hallen und störten unter anderem eine Rede der
Veranstalter*innen der Messe, der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft
(DLG). Am frühen Abend protestierten Aktivisten von Animal Rights Watch
gegen Pelz und Leder.

Am Donnerstag hatten Aktivist*innen in den frühen Morgenstunden
"Tatortmarkierungen" mit den weißen Umrissen eines Huhnes, eines
Schlachterbeils und Kunstblut vor dem Landvolk Niedersachsen, dem
Landwirtschaftsministerium und dem Futtermittel- und Agrarkonzern
AGRAVIS hinterlassen.

"Es ist inzwischen nicht mehr zu leugnen, dass sowohl Klima- als auch
Tierschutz - geschweige denn Klimagerechtigkeit und Tierbefreiung - von
oben nicht funktioniert; das derzeitige System nützt wenigen und schadet
allen. Immer mehr Menschen wird daher klar, dass ernstgemeinter
Klimaschutz und gesellschaftliche Tierbefreiung darin bestehen muss, die
Systemfrage zu stellen", sagt Toni Kunner, die in Hannover in lokalen
Initiativen aktiv ist.

Die Aktionstage dauern bis Samstag an. Die Organisator*innen gehen davon
aus, dass die Games weiter an Fahrt aufnehmen werden. Durch die
Verbindung verschiedener sozialer Bewegungen, allen voran der
Klimagerechtigkeits- sowie der Tierrechtsbewegung, zeigt sich ein
breiter Protest gegen ein ungerechtes und destruktives System, in
welchem Leben und Freiheit von Menschen und anderen Tieren Profit-und
Machtinteressen der Herrschenden untergeordnet werden.


Hintergrund:

Zum Anlass der EuroTier-Messe, der weltweit größten Fachmesse für
Tierhaltung, haben Gruppen aus dem Klima-, Umwelt- und
Tierrechtsspektrum zu Climate & Justice Games in Hannover aufgerufen.
Climate & Justice Games sind Aktionstage, bei denen kleine Gruppen auf
unterschiedliche Weise ihren Protest zum Ausdruck bringen können. Um
deutlich zu machen, dass die Ausbeutung von Menschen, Tieren und der
Natur nicht losgelöst voneinander zu betrachten ist, und um die
gemeinsamen Kämpfe von vielen linken und sozialen Bewegungen zu stärken,
haben die Veranstalter*innen Klima und Gerechtigkeit gleichermaßen in
den Fokus gerückt. Neben der EuroTier-Messe stehen deshalb auch andere
Aktionsziele auf dem "Spielplan". Das Ziel soll sein, ganz
unterschiedliche Orte und Akteure, die für den Klimawandel, soziale
Ungerechtigkeit und Tierausbeutung stehen, aufzuzeigen und zu stören.

Die internationale EuroTier-Messe findet alle zwei Jahre in Hannover
statt und ist eine der weltweit größten Tierhaltungsmessen. Vom 13. bis
16. November kommen über 2500 Aussteller*innen und über 150 000
Besucher*innen aus unterschiedlichen Branchen rund um Tierhaltung
zusammen. Bereits vor zwei Jahren demonstrierten Klimaaktivist*innen
zusammen mit Tierrechtler*innen unter dem Motto "Tierproduktion stoppen
- Klima retten" gegen die Messe.

Kurzprofile der Bündnispartner*innen:

Animal Climate Action:

Animal Climate Action (AniCA) ist eine überregionale Gruppen von
Aktivist*innen. Das Ziel der Gruppe ist es, den Zusammenhang von
Klimawandel und Tierproduktion deutlich zu machen - in der Klima- und der
Tierrechts-/Tierbefreiungsbewegung sowie in der weiteren Öffentlichkeit.

Animal Rights Watch:

Mit sorgfältigen Recherchen, sachlicher Information und innovativen
Aktionen engagiert sich die überregionale Gruppe ARIWA gegen Verschleierung
und Verdrängung - und für die Anerkennung von Tierrechten. Zur Aufklärung
der Öffentlichkeit und praktischer Hilfe für Tiere in Not sind sie
bundesweit mittels vieler Ortsgruppen aktiv.

Zucker im Tank:

Zucker im Tank ist eine unterstützende Struktur für Kleingruppenaktionen,
besonders im Rheinischen Braunkohlerevier. Durch Workshops und ähnliches
wollen sie Menschen zu selbstorganisierten Aktionen befähigen. Dabei liegt
der Fokus auch auf der Verbindung verschiedener herrschaftskritischer
Kämpfe.

 * 

Quelle:

Climate & Justice Games

E-Mail: info@climate-and-justice.games

Internet: https://climate-and-justice.games
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